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V 0 R W 0 R T 

Die Bürger Hamburgs treffen im Frühjahr 1978 eine Ent­
scheidung, die für die Zukunft unserer Stadt, die für 
uns alle von großer Bedeutung ist. 

Die Hamburger Bürgerschaftswahl ist die erste Wahl für 
ein Landesparlament nach der Bundestagswahl. Das Ergeb­
nis wird diesmal eine große Wirkung - auch für die Bun­
despolitik - haben. Größer noch als vor vier Jahren: 
1974 hatte der Erfolg der Hamburger CDU den Anfang ei­
ner Kette von Unionserfolgen bei Länderwahlen gebildet. 

Diese Erfolgsserie hat den Unionsparteien eine klare 
Mehrheit im Bundesrat gebracht . Die CDU ist seither 
wieder die stärkste politische Kraft in unserem Lande 
- auch wenn SPD und FDP in Bonn und in Hamburg regieren. 

Am 4. Juni haben Hamburgs Bürger die Chance, eine 
Wende in der deutschen Politik herbeizuführen. Eine 
Wende, die uns endlich neue, kraftvollere Regierungen 
bringen soll, im Juni an der Elbe - und später auch 
in Bonn. Denn SPD und FDP haben sich in der Regierungs­
verantwortunB verbraucht; sie müssen abgelöst werden . 
Die Spuren ihrer Unfähigkeit finden sich in allen Be­
reichen: 

In der Regierungszeit von SPD und FDP haben mehr als 
eine Million Mitbürger das schwere Schicksal der 
Arbeitslosigkeit erleiden müssen; immer mehr junge 
Menschen bangen um ihre Zukunftschancen. 

Auch für die als Rentenbetrug an unseren älteren 
Mitbürgern bezeichnete und immer noch besorgniser­
regende Entwicklung der Sozialversicherung tragen 
die beiden Parteien die Verantwortung. 

Mit der Herausforderung durch Terrorismus und stei­
gende Kriminalität sind SPD und FDP nicht fertig ge­
worden . Allzu lange wurde das Ausmaß der Gefahr ver­
harmlost, die Konsequenzen für die Sicherheit unse­
rer Bürger nur zögernd und halbherzig gezogen . 

Millionen an Steuergeldern haben die Regierungspar­
teien für Propaganda rechtswidrig eingesetzt, nur um 
an der Macht zu bleiben . Auf Antrag der CDU stoppte 
das Bundesverfassungsgericht Ausgaben, sonst wären 
weitere Millionen an Steuergeldern verschleudert 
worden. 
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Das Versagen der Koalitionsparteien wird in Hamburg besonders 
deutlich. Seit mehr als zwei Jahrzehnten bestimmen sie die 
Politik des Senats. Das Augenmaß für die wirklichen Sorgen 
der Bürger haben sie inzwischen längst verloren. Sie sind 
nicht mehr in der Lage, die Existenzprobleme unserer Stadt zu 
bewältigen. Innerparteilicher Streit und ständige Konflikte 
in der Koalition lähmen darüber hinaus den Senat. 

Nach wie vor mißbraucht vor allem die SPD die vom Wähler 
verliehene Macht dazu, ihre Parteibuchwirtschaft in der 
öffentlichen Verwaltung auszubauen und einseitig ideologi­
sche Ziele zu verfolgen. Innerparteilicher Streit und ständi­
ge Konflikte in der Koalition lähmen darüber hinaus die Re­
gierung. 

ARBEITSPLÄTZE 

Seit Jahren wird der Wirtschaftsplatz Hamburg ausgezehrt: 
Zehntausende von Stellen sind bereits durch die Abwande­
rung von Betrieben ins Umland verlorengegangen; die An­
siedlung neuer Wirtschaftszweige wurde vernachlässigt; 
Hamburgs Industrie wurde mit ihren schweren Sorgen allein 
gelassen; immer mehr Unternehmen mußten aufgeben. 

Die Folge: Wachsende Arbeitslosigkeit. 

Besonders bedrückend dabei: Für viele Jugendliche führt 
der Weg anstatt ins Berufsleben in die bittere Erfahrung 
der Arbeitslosigkeit. 

ZUKUNFTSCHANCEN DER JUNGEN GENERATION 

Auch das Hamburger Schulwesen steckt seit mehr als einem 
Jahrzehnt in der Krise: Tag für Tag fallen ungezählte Un­
terrichtsstunden aus, Hunderte von Klassen sind überbe­
legt. Dadurch werden die Bildungschancen unserer Kinder 
schwer beeinträchtigt. 

Anstatt diese unhaltbaren Zustände zu bekämpfen, hat der 
SPD/FDP-Senat die Hamburger Schulen zum Experimentierfeld 
linker Ideologen gemacht. Sein Ziel ist die Zerschlagung 
des gewachsenen, nach Begabung und Neigung gegliederten 
Schulsystems; sein Ziel ist die Einführung der soziali­
stischen Einheitsschule. Die Förderung der individuellen 
Fähigkeiten und Neigungen unserer Kinder bleibt auf der 
Strecke . . 

Hamburgs Bürger entscheiden im Juni, ob diese Mißstände 
bestehen bleiben, ob der Weg in die sozialistische Ein­
heitsschule fortgesetzt werden soll. 
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Und wie sieht es an unseren Hochschulen aus? Linksradi­
kale zerschlagen die Freiheit von Forschung und Lehre. 
SPD und FDP haben weder den Mut noch den Willen, diesen 
Terror zu bekämpfen. Viele Millionen Mark werden sinnlos 
vergeudet, weil die Universität immer wieder durch radi­
kale Störaktionen lahmgelegt wird, und sie ihren For­
schungs- und Lehrauftrag nicht mehr erfüllen kann. 

Deshalb stimmen die Hamburger Bürger auch darüber ab, ob 
in unseren Hochschulen weiterhin rechtsfreie Räume exi­
stieren sollen, wo statt Recht Willkür herrscht, wo nicht 
studiert, sondern randaliert werden kann. 

!NERE SICHERHEIT 

In keinem anderen Bundesland sind so viele Kommunisten 
·und andere Verfassungsfeinde im Staatsdienst tätig wie 
in Hamburg. Unsere schöne Stadt darf nicht zum Zentrum 
linksradikaler Anarchisten und Terroristen werden. SPD 
und FDP haben jahrelang unter dem Druck ihrer linken 
Parteibasis die Gefahren verharmlost und die notwendigen 
Sicherheitsmaßnahmen des Staates vernachlässigt. 

Die Polizei ist völlig überlastet. Sie hat viel zu wenig 
Personal und leidet unter ständigem Organisationswirrwar. 

Alleingelassen stehen die Beamten einer steigenden Ver­
brechensflut gegenüber. Die Aufklärungsquote sinkt von 
Jahr zu Jahr. Viele Verbrechen, die jeden einzelnen von 
uns bedrohen, können kaum noch verfolgt werden. Straftä­
ter werden immer wieder ohne Urteil aus der Haft ent ­
lassen, weil die überlasteten Gerichte die Verhandlun­
gen nicht mehr zeitgerecht ansetzen können. 

Polizei und Justiz werden bei ihrer schweren Aufgabe, 
öffentliche Sicherheit und inneren Frieden zu gewähr­
leisten, von den Koalitionspolitikern im Stich gelassen : 

Mißstände, die tief in die persönliche Freiheit 
eingreifen; 

Mißstände, die das Leben des Bürgers berühren; 

Mißstände, deren Beseitigung eine der Hauptaufgaben 
Hamburger Politik werden muß. 

Doch dazu sind SPD und FDP - wie sich gezeigt hat -
offenkundig nicht mehr fähig . 

Die Hamburger SPD steht zunehmend unter dem Druck links­
radikaler Systemveränderer, die ungehindert Volksfront­
bündnisse mit Kommunisten eingehen können. 
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Das ideologische Bestreben der SPD, alles Heil beim Staat 
zu suchen und ihm noch mehr Macht, noch mehr Einfluß durch 
immer mehr Steuern und Abgaben zu verschaffen, zerstört 
die Leistungsbereitschaft der Bürger, den Leistungswillen 
unserer Gesellschaft. 

Die Hamburger FDP ist unter ihrer derzeitigen Führung von 
einer liberalen zur linkslastigen Partei geworden : 
Sie fordert für Feinde unserer Gesellschaftsordnung Zu-
gang zum Staatsdienst; sie betreibt die Aushöhlung des 
Verfassungsschutzes; ihre Haltung gegenüber den Zielen ex­
tremistischer Gruppen in der· Hochschul- und Energiepolitik 
ist schwankend und oftmals sympathisierend . Die FDP hat ihre 
einstmals liberale Grundhaltung längst aufgegeben. Sie kor­
regiert nicht sozialistische Ideologien in der SPD, sondern 
verschärft sie vielfach. 

Daher fühlt sich die CDU erst recht verpflichtet, die libe­
ralen Traditionen Hamburgs zu wahren und fortzuentwickeln . 

Für die CDU ist der Staat nicht Selbstzweck; seine wichtig­
ste Aufgabe ist der Schutz der persönlichen Freiheit der 
Bürger. Soziale Gerechtigkeit und die Förderung des priva­
ten Eigentums dienen diesem Ziel ebenso wie die Gewährung 
innerer Sicherheit und die Möglichkeit, die Fähigkeiten des 
einzelnen zu entfalten. 

Hamburg braucht deshalb eine leistungsfähige, stabile Regie­
rung mit klarem Ziel; eine Regierung, die dem Woh~e alle~ 
Bürger verpflichtet ist und die mit neuen Ideen die schwie­
rigen Zukunftsaufgaben unserer Stadt bewältigen kann. 

Die CDU als Volkspartei der Mitte hat eine große Mannschaft 
unverbrauchter Kräfte, um eine bessere Politik für Hamburg 
zu beginnen . 

BESEITIGUNG DER 
ARBEITSLOSIGKEIT 

ABBAU DES BÜROKRATISMUS 
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MEHR ARBEITSPLÄTZE DURCH EINE GESUNDE WIRTSCHAFT 

Handel, Schiffahrt, Industrie und Gewerbe haben 
Hamburgs Ruf als "Tor zur Welt" begründet . Die 
Wirtschaftspolitik der vergangenen Jahre gefähr­
det zunehmend das Ansehen des Wirtschaftsplatzes 
Hamburg. 

Erstmals seit 20 Jahren ist das vorrangige wirt­
schaftspolitische Problem wieder : die Beseitigung 
der bedrückenden Arbeitslosigkeit. 

Die CDU wird den Schwerpunkt ihrer Politik darauf 
legen, das Schicksal von 25 . 000 arbeitslosen Ham­
burgern zu wenden und für neue Arbeitsplätze zu 
sorgen. 

Da Fachleute für die Jahre bis 1985 ein Ansteigen 
der Arbeitslosigkeit in Hamburg bis zu 100.000 be ­
fürchten, wird ein von der CDU geführter Senat sei­
ne ganze Kraft auf die Sicherung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen konzentrieren. Die ständigen Ein­
griffe des Staates in die unternehmerischen Ent ­
scheidungen durch Gesetze, Verordnungen, Erlasse 
werden abgebaut . 

Hamburger Befriebe dürfen nicht länger durch staat­
liche Bürokratie in ihrer Wettbewerbsposition be­
hindert werden. Hindernisse haben bereits zu alar­
mierenden Vorgängen beigetragen: 

seit 1965 Abwanderung und Schließung von 
400 Betrieben, 

seit 1965 Verlust von 53 . 000 Arbeitsplätzen 
in Hamburg. 

Die Aussichten für die Zukunft sind nicht besser: 

bis 1985 fehlen über 100.000 Arbeitsplätze 
in Hamburg, 

bis 1985 wird die Hamburger Wirtschaft geringer 
wachsen als im Bundesdurchschnitt. 

Eine Kurskorrektur ist also dringend erforderlich. 
Ein CDU-Senat wird eine bessere Wirtschaftspolitik 
durchsetzen. 



MEHR SOZIALE 
MARKTWIRTSCHAFT 

MEHR ARBEITSPLÄTZE 
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Orientierungspunkt der überfälligen Kurskorrek­
tur ist die soziale Marktwirtschaft. Zieht sich 
der Staat auf seine eigentlichen Aufgaben - all­
gemeine Rahmensetzung und globale Wirtschaftspoli­
tik - zurück, werden Eigeninitiative , Entschei­
dungskraft und Beweglichkeit wieder geweckt. 
Und diese Eigenschaf t en sind notwendig, um den 
Strukturwandel aktiv zu vollziehen; um seine Rei­
bungs- und Wachstumsverluste möglichst gering zu 
halten. 

Wichtige Aufgabe des Staates ist es daher, die 
Voraussetzungen für gut ausgebi ldete und mobile 
Arbeitnehmer zu schaffen. Eine gute Berufsaus­
bildung muß auch gute Berufschancen ermöglichen, 
leistungsfeindliche Besteuerung darf den Lohn der 
Arbeit nicht abkassieren . Die Unternehmer müssen 
ermutigt werden, neue Produkte und verbesserte 
Techniken zu entwickeln . Markt und Wettbewerb 
müssen wieder eine angemessene Risikoprämie , den 
Ertrag, hergeben. Dieser darf nicht als Profit 
verteufelt werden. 

Wettbewerbspolitik im Rahmen der sozialen Markt­
wirtschaft bietet eine aussichtsreiche Basis für 
die Zukunft - eine auf erdrückende Steuern und 
Abgaben aufgebaute staatliche Beglückungspolitik 
nimmt alle Chancen für gute Jahre. 

Wie aber kann die Zahl der Beschäftigten in Ham­
burg wieder gesteigert werden? Durch folgende 
Schritte : 

Abbau der Bürokrat isie rung und des Kompetenz­
wirrwars durch Gründung einer nach privat ­
rechtlichen Grundsätzen betriebenen Wirt­
schaftsförderungsgesellschaft, die schnell, 
verbindlich und unbürokratisch beraten und 
helfen kann . 

Bereitstellung von geeigneten Betriebsgrund­
stücken, die sowohl vom Preis als auch von 
der Größe her attraktiv sind. 

Neuordnung der Hamburg-Werbung durch Übertra­
gung wichtiger Werbefunktionen auf privates, 
erfahrenes Management . 

Umstrukturierungshilfen für die Schaffung 
weiterer Arbeitsplätze. 

Verpflichtung des Arbeitsamtes , die Teilzeit­
arbeit stärker in seine Beratung und Vermitt­
lung aufzunehmen. Die Teilzeitarbeit ist not­
wendig und bietet bisher unausgeschöpfte Mög­
lichkeiten. 

ABBAU DER 
ÜBERPROPORTIONALEN 
FRAUENARBEITSLOSIGKEIT 

MITTELSTAND 

FÖRDERUNG NEUER 
TECHNOLOGIEN 
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Das Arbeitsförderungsgesetz ermögl icht Maß­
nahmen der Aus- und Fortbildung sowie der Um­
schulung . Diese müssen aber endlich stärker 
auf die spezifischen Belange der berufstätigen 
Frau ausgerichtet werden. 

Mehr Angebote für eine berufliche Qualifizie­
rung, z.B . an der Volkshochschule während der 
Zeit der erzwungenen Arbeitslosigkeit. 

Keine Benachteiligung der Frauen bei der Ge­
währung von Arbeitslosengeld für den Fall , daß 
sie dem Arbeitsamt nur bedingt zur Verfügung 
stehen . 

Handwerksbetriebe sollen sich durch Teileigen­
tum an Gewerbehöfen beteiligen können; 

Unterstützung eines Spar- und Kreditprogramms 
zur Förderung mittelständischer Betriebsgrün­
dungen; 

keine unkontrollierte Ausdehnung von Verbrau­
chermärkten; 

Ausbau der überbetrieblichen Beratung in perso­
neller und materieller Hinsicht. 

Die Hamburger Unternehmen müssen bei ihren Bemühun­
gen unterstützt werden, neue Technologien in ihren 
Betrieben zu entwickeln und anzuwenden . Nur so kön­
nen neue Arbeitsplätze im Rahmen einer gesunden , zu ­
kunftsorientierten Wirtschaft geschaffen und lang­
fristig gesicher t werden. 

Insbesondere zur Unterstützung der kleinen und mitt­
leren Unternehmen ist erforderlich: 

eine wirksame Unterrichtung über die bereits 
vorhandenen staatlichen Förderungsmöglichkeiten 
im Bereich von Forschung und Entwicklung; 

Schaffung eines Technologiecenters als ständige 
Einrichtung zur Beschleunigung der Umsetzung 
neuer Verfahrenstechniken; 

nachhaltige Erhöhung der staatlichen Förderungs­
mittel in Hamburg für die Einführung neuer 
Technologien ; 

Abbau der Benachteiligung Hamburgs bei der 
Vergabe der Forschungsmittel des Bund~s. 



ENERGIERESERVEN NUTZEN 

LEISTUNGSFÄHIGKEIT DES 
HAFENS STÄRKEN 
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Die Sicherheit der Arbeitsplätze hängt en t schei­
dend vom Wachstum unserer Wirtschaft ab - und das 
wiederum von ausreichender und preiswerter Energie. 
Da wir auch auf ausländische Energielieferungen an­
gewiesen sind , müssen wir mit Energie rationell um­
gehen. 

Unsere Ziele : 

konsequente Nutzung aller Energiereserven , ins­
besondere auch der bei der Stromerzeugung bis­
her ungenutzten Abwärme; 

verstärkte Anreize für Unternehmen und private 
Haushalte, elektrische Energie zu sparen; 

Entwicklung wärmesparender Bautechniken; 

planmäßige Errichtung des Kernkraftwerks 
Brokdorf; 

Freigabe höherer Kontingente für preiswerte 
Import-Kohle, um den Wettbewerbsnachteil Ham­
burgs auf dem Energiemarkt abzubauen und die 
ausgewogene Nutzung aller Energieträger zu 
fördern ; 

zügige Lösung des Entsorgungsproplems : im 
nationalen wie im europäischen Verbund unter 
Berücksichtigung der besonderen Probleme, die 
mit der Errichtung einer Wiederaufbereitungs ­
anlage und der Lagerung von Atommüll in der 
dicht besiedelten Bundesrepublik verbunden 
s ind. 

Der Hamburger Hafen ist Mittelpunkt und Hauptträger 
des Hamburger Wirtschaftslebens. Er gibt mehr als 
80 . 000 Menschen Beschäftigung . 

Die CDU wird alles daran setzen , ihn im Vergleic • 
zu anderen Nordseehäfen wettbewerbsfähig zu er­
halten . Nur so lassen sich die Arbeitsplätze im 
Hafen langfristig sichern. 

Unser Förderungsprogramm sieht so aus : 

weiterer Ausbau des Hafens zum zentralen 
Containerhafen; 

Erweiterung des Angebots an Umschlagsanlagen 
für Spezialtransporte; 

MEHR PRIVATE INITIATIVE 
IM HAFEN 
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Abbau der Vorrechte der staatlichen Hafen-
und Lagerhaus AG sowie Herstellung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen wie bei privaten Hafen­
unternehmen; 

weiterer Ausbau der Programme zur Flutsicherung; 

gezielte Maßnahmen zum wertmäßigen und nicht 
nur zur mengenmäßigen Steigerung des Umschlags; 

gezielte Schwerpunktverlagerung auf solche 
Güter, die möglichst vielfältige Dienstleistun­
gen im Vor- und Nachlauf erfordern . 

Der gute Ruf , den Hamburg dank der Leistungsfähig­
keit vieler kleiner und mittlerer Unternehmen ge­
nießt, darf nicht durch ein Übergewicht staatlicher 
Betriebe und durch ständig neue Reglementierungen 
gefährdet werden. Neue Kontrollgremien - wie der 
Hafenrat -, die nur den bürokratischen Leerlauf 
steigern , werden abgelehnt. Auch im Hafen muß die 
private Initiative endlich wieder den notwendigen 
Freiraum erhalten . 

ZUKUNFTSCHANCEN DER JUNGEN GENERATION 

Schluß mit den Experimenten in der Schulpolitik 

Klassenfrequenzen senken 

Sicherung der Freiheit von Forschung und Lehre 
an den Hochschulen 

Mehr Ausbildungsplätze 

Hilflos und ohne konstruktive Ideen steht der Ham­
burger SPD/FDP- Senat den Parteiideologeq aus den 
eigenen Reihen gegenüber . Sie haben die Bildungs ­
politik als Agitations- und Experimentierfeld für 
systemverändernde Reformen erobert. 

Statt der vom Senat immer wieder versprochenen 
Besserung hat sich die Situation in unseren Schulen, 
Hochschulen und in der Berufsausbildung sogar noch 
verschlechtert . 

Wie sehr die SPD und die FDP auch in diesem Bereich 
versagt haben, verdeutlichen die folgenden Stich­
worte: 



BESTEHENDES SCHULSYSTEM 
AUSBAUEN - KEINE IDEO­
LOGISCHEN EXPERIMENTE 
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Plan zur Einführung der Stufenschule und da­
mit Zerschlagung der pädagogischen Kontinui­
tät von Schullaufbahnen ; 

Bau von unpersönlichen Marnrnutschulen, (wie in 
Steilshoop und Mürnrnelrnannsberg) die vorn Senat 
als "vorbi l dliche Modellschulen" gepriesen 
werden ; 

besorgniserregende Mängel der reformierten 
Oberstufe; 

viel zu hohe Klassenfreq uenzen, und das trotz 
zurückgehender Schüle r zahlen ; 

jahrelange Vernachlässigung von Haupt- und 
Berufsschulen; 

einseitige Bevorzugung der Gesamtschu l e un d der 
integrierten Orientierungsstufe, Zerstörung 
bewährter Klassengemeinschaften; 

Abbau der Rechte von Eltern, Lehrern und 
Schülern; 

Numerus clausus an der Hamburger Universität in 
zahlreichen Studienfächern; 

zu geringe Zahl von Ausbildungsplätzen für un­
sere Schulabgänger. 

All das kennzeichnet heu t e die Situation in der 
Hamburger Bildungspolitik. 

S C H U L P 0 L I T I K 

Für eine kontinuierliche Weiterentwicklung unseres 
gegliederten Schulsystems 

Ziel der CDU ist eine Schule, die den unterschied­
lichen Fähigkeiten und Neigungen der Schüler gerecht 
wird. Durch schu l artbezogenen Unterricht müssen die 
Schüler ohne Streß und Angst gefördert , aber auch 
gefordert werden. Alle Experimente zu Lasten von 
Schülern und Eltern lehnen wir ab . Wir werden statt 
dessen das bestehende Schulsystem ausba uen und ver­
bessern . Durch Konzentration auf diese Ziele setzen 
wir die Interessen der Sc hüler in den Mittelpunkt 
unsere r Anstrengungen. Ideologische Experimente leh­
nen wir ab . 

MENGENLEHRE ABBAUEN 

VORSCHULERZIEHUNG IM 
KINDERTAGESHEIM 
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Die CDU wird in ihrer Schulpolitik folgende Ini­
tiativen verfolgen: 

Bekämpfung der Mängel des schulischen Alltags; 

Nutzung des Rückgangs der Schülerzahlen und der 
dadurch freiwerdenden Lehrerstellen für eine 
deutliche Senkung der Klassenfrequenzen und des 
Unterrichtsausfalls (im Gegensatz zu SPD und 
FDP, die den Rückgang nutzen wollen, um ihre 
Stufen- und Gesamtschulpläne durchzuführen); 

Verbesserung der Lehrinhalte - so soll der Un­
terricht wieder praxisbezogener werden. Dieses 
gilt insbesondere für die Hauptschule; 

Stärkung der Mitspracherechte der Eltern, Lehrer 
und Schüler bei Einrichtung von Schulversuchen. 
Mitspracherechte der Eltern bei der Schulbuch­
auswahl; 

Erziehung unserer Schüler im Sinne unserer frei­
heitlich demokratischen Ordnung; eine einseitige 
politische Beeinflussung kann nicht länger hin­
genommen werden; 

Erziehung zum sozialen Verhalten in ~eder Schul­
art als Vorbereitung auf das Leben in der Ge­
meinschaft. 

Lesen, Rechnen und Schreiben müssen wieder selbst­
verständliche Fähigkeiten aller Hamburger Schüler 
werden. 

Der Unterricht in Mengenlehre ist auf die älteren 
Jahrgänge in der Realschule und im Gymnasium zu 
beschränken. 

Die CDU wird sich verstärkt für die Vorschulerzie­
hung unserer Kinder einsetzen. Ihr Ziel ist: 
(in enger Zusammenarbeit mit den freien Trägern) 
eine freiwillige Vorschulerziehung in Kindertages­
heimen für die Fünfjährigen. 

Vorschulerziehung als vorgezogenes Grundschuljahr 
lehnen wir ab. 



GRUNDSCHULE 

BEOBACHTUNGSSTUFE -
AUCH FUR DIE REALSCHULE 

HAUPTSCHULE IST 
HAUPTSACHE 
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Oberstes Gebot ist die Senkung der Klassenstärken: 
Keine Klasse darf mehr als 25 Schüler haben. 

In diesem Zusammenhang lehnen wir die im Schulge~ 
setz verankerte Regelung ab, daß bereits auf das 
Verlangen einer Minderheit vo'n Eltern in einem 
Wohngebiet eine integrierte Gesamtschule eingerich~· 
tet werden muß. Hier werden ideologische Vorstellun~ 
gen einer Minderheit vor den Interessen einer Mehr..,.. 
heit von Eltern durchgesetzt, die ihre Kinder wei~ 
terhin zu den bewährten Schulen schicken möchten .. 

Die CDU wird sich dafür einsetzen, daß gerade d.' - ~ 

Mehrheit von Eltern nicht ihres Rechtes beraubt 
wird. 

Am Ende der vierten Grundschu1klasse wanlen die 
Eltern nach Beratung durch die Lehrer die weiter..,.. 
führende Schule für ihr Kind aus. Das Gutachten der 
Grundschule zeigt dabei Wege auf, die den Neigungen 
und Fähigkeiten des Kindes entsprechen. 

Ein CDU-Senat wird eine besondere Beobachtungsstufe 
für die Realschule einführ'in. Dadurch soll für un..,­
terschiedlich begabte Kinder schon frühzeitig ein 
ausreichend differenziertes Angebot bereitgestellt 
werden. 

Die von SPD. und FDP favorisierte integrierte Orien.,,.. 
tierungsstufe lehnen wir ab. Sie kommt einer 6-jan~ 
rigen Grundschule gleich, gegen die die Hamburger 
Wähler schon einmal gestimmt haben. Wir sind unver..,­
ändert dagegen, weil zwei weitere Jahre alle Kinder 
denselben Unterricht erhalten und unnötig unter-· 
oder überfordert werden. Die Einrichtung einer inte-· 
grierten Orientierungsstufe wird von SPD und FDP vor 
allem als erster Schritt auf dem Wege zur Gesamt 
schule betrieben. 

Auch die Situation an den Hamburger Hauptschulen 
ist gekennzeichnet durch 

zu hohe Klassenfrequenzen, 

Unterrichtsausfall, 

unvernünftige Verwissenschaftlichung. 

Die CDU wird dafür sorgen, daß diese M"ängel der 
Hauptschule vorrangig abgebaut werden. 

FAMILIENERZIEHUNG FUR 
JUNGEN UND MÄDCHEN 

KEINE ZERSTÖRUNG 
DES GYMNASIUMS 
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Wir wollen 

die deutliche Senkung der Klassenstärken, um 
eine persönliche Zuwendung des Lehrers zu er­
möglichen; 

die Stärkung des Klassenlehrerprinzips, da be­
sonders Hauptschüler feste Bezugspersonen 
brauchen; 

eine Änderung der Inhalte und Methoden der 
Hauptschule, um die Verwissenschaftlichung 
der Hauptschule abzubauen; 

daß die Beherrschung der Grundfertigkeiten 
wie Lesen, Rechnen und Rechtschreibung wieder 
selbstverständlich werden; 

eine praxisnahe Lehrerausbildung, die bereits 
im Kontakt zur Hauptschule gestaltet werden 
muß. 

Um die Erziehung zur Partnerschaft von Mann und 
Frau zu fördern, muß rechtzeitig mit der Vorbe­
reitung der Jugendlichen auf die Aufgaben in 
Haushalt, Ehe und Familie begonnen werden. 

Während SPD und FDP das Gymnasium auflösen wollen 
(Abtrennung der Beobachtungsstufe, eigenständige 
Oberstufenzentren), setzt sich die CDU für ein 
durchgängiges Gymnasium von Klasse 5 bis Klasse 13 
ein. Seine Beseitigung durch "Integration" in Ge­
samt- oder Berufsschule lehnt die CDU ab. 

Das Gymnasium hat seine Leistungsfähigkeit bewiesen 
und soll auch in Zukunft durch einen theorie- und 
wissenschaf tsorientierten Unterricht zu Abitur und 
Hochschulreife führen. Der Schulversuch "reformierte 
Oberstufe" hat sich nur zum Teil bewährt . 

Den Abiturienten muß in der Oberstufe wieder eine 
breitere solide Grundbildung vermittelt werden. 
Verbindliche Unterrichtsfächer müssen Deutsch, Mathe­
matik, Geschichte, eine Fremdsprache und eine Natur­
wissenschaft sein. Diese Kernfächer sollen in festen 
Lerngruppen während der gesamten Oberstufe unterrich­
tet werden, damit das Abitur auch weiterhin die all­
gemeine Hochschulreife vermitteln kann und seine in­
ternationale Anerkennung nicht - wie es zur Zeit der 
Fall ist - gefährdet wird. 



SONDERSCHULEN -
CHANCE FUR BEHINDERTE 

~:EHR DEUTSCHKURSE FÜR 
UNSERE AUSSIEDLERKINDER 

UNTERSTÜTZUNG FÜR KINDER 
AUSLÄNDISCHER ARBEITNEHMER 

RADIKALE DÜRFEN NICHT 
LEHRER UNSERER KINDER SEIN 

LEHRERAUSBILDUNG 
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Die Sonderschulen haben jahrelang im Schatten ge­
standen. Gerade zu einem Zeitpunkt, in dem Arbeits­
plätze und Ausbildungsplätze knapp sind, muß der 
Senat sich der Sonderschüler besonders annehmen . 

Die CDU wird deshalb die Verbesserung der Sonder­
schulen - insbesondere für Lernbehinderte - zu 
einem Schwerpunkt machen und die bestehenden Miß­
stände durch Erhöhung der Lehrerzahl beseitigen. 
Dadurch werden die Klassenfrequenzen gesenkt; 
dringend benötigte Förder- und Therapiestunden 
können häufiger erteilt werden. 

Behinderte Schüler, die in Sonderschulen ausge­
bildet werden, sollen soweit wie möglich in die 
normalen Schulen integriert werden, um ihre sozi­
ale Randstellung abzubauen. 

Durch die minderheitenfeindliche Politik der Ost­
block-Regierungen ist es den meisten Aussiedler­
kindern nicht möglich gewesen, deutsche Schulen zu 
besuchen. Es ist unsere Pflicht, ihnen zu helfen: 
Damit sie zunächst einmal die deutsche Sprache er­
lernen und das allgemeine Rüstzeug erlangen, um 
sich in unserer modernen Gesellschaft zurechtzu­
finden . 

Eine bessere Förderung der Kinder ausländischer 
Arbeitnehmer im deutschen Schulwesen muß erreicht 
werden. Dazu sind verstärkt Deutschkurse für Kinder 
ausländischer Arbeitnehmer auch im Vorschulalter ein­
zurichten. 

Grundgesetz und Beamtenrecht verlangen, daß nur ver­
fassungstreue Lehrer eingestellt werden . 

Die CDU wird verhindern, daß Kommunisten und ana 
Extremisten als Lehrer unserer Kinder unterrichten 
dürfen. 

Schulbücher, Lehrpläne und Unterrichtsveranstaltungen 
dürfen nicht zur Agitation mißbraucht werden. 

SPD und FDP versuchen mit Hilfe der Lehrerausbildung, 
die von ihnen gewollte Entwicklung des Schulsystems 
durchzusetzen. 

Die CDU wird daher die Stufenlehrerausbildung stoppen. 
Für unser gegliedertes Schulsystem ist nur eine ent­
sprechend sinnvoll differenzierte Lehrerausbildung 
geeignet. 

VO RRANG FÜR 
BERUFLICHE BILDUNG 

MEHR AUSBILDUNGSPLÄT ZE 
SCHAFFEN 

MEHR FACHUNTERRICHT 

ARBEITSLEHRE 
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B E R U F S B I L D U N G 

Die be rufli che Bildung ist in Hamburg j ahrelang 
vernac hläs sig t word en. Die no twendi gen Be ru fs ­
schul en sind nicht geba ut worden. Die ve r e in­
ba rt e Zu s ammena rb e it zwischen Schul e und Be trieb 
war nicht immer gewährl e i s t e t. Der Unt erricht s ­
s t off de r Schulen entspricht de sha lb n icht i mmer 
den prak tischen Anf orderungen im späteren Be­
rufs l eben. 

SPD und FDP haben das bewährt e dua l e System i n 
Frage ges t e llt und durch unqua lif iz i ert e An­
gri ffe und schlechte bürokra t ische Regelungen 
(Ausb ildungs pla t zförderungsgese t z , überzogene 
Ausbildungsordnungen) Ausbi ldungsplätze ge­
fä hrde t. 

Ein CDU-Sena t wird übe r den Bundesra t a uf d ie 
Bese itigung diese r ausbildungshemmenden Vor­
schr iften dr ingen . Anges i cht s de r s t a r ken J ahr­
gänge ha t f ür un s die Schaff ung neue r Aus bi ldungs ­
plät ze höchs t en Vorrang . J eder J uge ndl i che muß 
eine Au sbildungschance e rhalten . 

Die CDU will durch eine sinnvo lle Zusammena rbei t 
zwischen Schul e , Be t r i eb und überbet rieblicher 
Einr ichtung f ür j eden Jugendli chen i n Hambur g 
eine so lide Beru fs au s bildung ga r ant ieren. Dies 
i s t abe r nur zu e rre i chen, wenn die Ausbi l dungs ­
be r e it schaf t de r Be tri ebe und Verwa l t ungen ge­
s tärkt wird und neue Be tr iebe für d i e Ausbildung 
gewonnen werd en. 

Die CDU will den Fachunterr ich t in den Be r ufs ­
schul en wiede r i n den Mitte l punkt stellen . Der 
Po l i tikunte rricht muß versach licht und gekürzt 
wer den. Nur qua l i fi z i ertes Fachwissen s i chert den 
Arb e it s pla t z . Dazu gehört auch d i e Ver besse rung 
de r pe r sone llen Situa tion. 

Eine bes se r e Vorbe r ei tung auf die Beru fswe lt i s t 
besond er s f ür Haupt- und Rea l sc hüle r notwendig . 
Das Fach "Arbeitslehre " muß endl ich durch Lehr­
planges tal tung und Lehre r aus bildung an Hamburgs 
Schul en Wi rklichkei t werden . 



BERUFSGRUNDBILDUNGSJAHR 

WERKKLASSEN 

BERUFS SCHULUNTERRICHT 

ÜBERBETRIEBLICHE 
AUSBILDUNGSSTÄTTEN 

AUSBILDUNGSPLÄTZE IN DER 
PRIVATEN HAUSWIRTSCHAFT 
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Durch ein praxisorientiertes Berufsgrundbil­
dungsjahr sollen die Jugendlichen in die Be rufs ­
welt eingeführt werden. Die zur Zeit bestehenden 
Anrechnungsvorschriften haben sich nicht bewährt . 
Sinnvoll ist die Anrechnung eines halben Jahres 
auf die Ausbildungszeit für die Absolvierung des 
Berufsgrundbildungsjahres . Besonders erfolgreiche 
Auszubildende können ihre Ausbildungszeit noch 
um ein weiteres halbes Jahr am Ende der Ausbildung 
verkürzen . 

Ein zehntes allgemeinbildendes Pflichtschuljahr 
löst nicht die Probleme der Hauptschule und ihrer 
Schüler. 

Jugendlichenohne Hauptschulabschluß muß angesichts 
knapper Ausbildungsplätze besonders geholfen wer­
den . Sie sollen mindestens eine einjährige Werk­
klasse besuchen und anschließend vereinfachte Aus­
bildungsgänge. Dadurch wird auch ihnen ein Be­
rufsabschluß ermöglicht. 

Nach Absprache zwischen Betrieb und Schule muß 
die Unterrichtszeit den Bedürfnissen der verschie­
denen Berufsfelder angepaßt werden. Pauschale Ent­
scheidungen für den Blockunterricht oder eine be­
stimmte Blocklänge gefährden Ausbildungsplätze. 

Zur Ergänzung der betrieblichen und schulischen 
Ausbildung haben sich überbetriebliche Ausbildungs­
stätten bewährt . Sie ermöglichen auch kleineren 
und Spezialbetrieben, zeitgemäß und umfassend aus­
zubilden . Die CDU wird diese Einrichtung stärker 
fördern . 

Die Bedeutung der privaten Haushalte für die ge­
samte Volkswirtschaft ist allgemein anerkannt. 
Das Berufsbild der Hausfrau durch die Qualifika­
tion als Hauswirtschaftsmeisterin muß gefördert 
und verbessert werden, um mehr Ausbildungsplätze 
in der privaten Hauswirtschaft zu schaffen . 
Steuerliche Nachteile anerkannter Lehrhaushalte 
müssen durch staatliche Zuschüsse ausgegl ichen 
werden. Dieses ist bisher aus ideo l ogischen 
Gründen an der SPD gescheitert . 

ABBAU DER AKADEMIKER­
ARBEITSLOS IGKEIT 

AUFBAU VON 
BERUFSAKADEMIEN 

GESAMTHOCHSCHULE SCHAFFT 
KEINE NEUEN STUDIENPLÄTZE 

STUDIENZEITVERKÜRZUNG 
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H 0 C H S C H U L E 

Unser Ziel ist es, die Freiheit von Forschung und 
Lehre an der Universität wiederherzustellen und 
den Ausbau der Hochschulen unter den Gesichtspunk­
ten der Leistungsfähigkeit und der Berufsaussichten 
zu betreiben . 

Gegenwärtig werden mit Millionenaufwand Akademiker 
ausgebildet , die später keine Chance haben, einen 
entsprechenden Arbeitsplatz zu erhalten - und die 
nach Abschluß eines teuren und anstrengenden Stu­
diums vor der Arbeitslosigkeit stehen . 

Hochschulausbildung und Berufswelt müssen stärker 
als bisher aufeinander abgestimmt werden. Die CDU 
wird deshalb die vorhandenen Studienplätze in den 
einzelnen Fachbereichen ständig unter diesem Ge­
sichtspunkt untersuchen . 

Den Numerus clausus werden wir in den Fächern mit 
guten Berufsaussichten abbauen (z . B. in den medi­
zinischen und technisch-naturwissenschaftlichen 
Fächern) . Als Alternative zum Hochschulstudium er­
richten wir praxisverbundene Berufsakademien . 

Die CDU wird die Zerstörung der eigenständigen 
Hochschulen Hamburgs(durch Überführung in eine 
inhumane Gesamthochschule) verhindern . Sie lehnt 
die Mammuthochschule ab, weil sie 

das wissenschaftliche Niveau unserer Hoch­
schulen senken würde, 

keinen einzigen zusätzlichen Studienplatz 
schaffen könnte und 

unnötige Verwaltungsausgaben in Millionen­
höhe für weitere bürokratische "Wasserköpfe" 
verursachen würde . 

Die Studienreform muß endlich in Angriff genommen 
werden, um eine sinnvolle Verbesserung und Straffung 
der Lehrinhalte zu erreichen. Die dabei entstehende 
Verkürzung der durchschnittlichen Studienzeit würde 
die Schlange der wartenden Studenten abbauen helfen 
und die Kosten des Studiums senken. 



REGELSTUDIENZEITEN 

DIE FREIHEIT VON 
FORSCHUNG UND LEHRE 
WIEDERHERSTELLEN 

HOCHSCHULZUGANG 
REFORMIEREN 

- 18 -

Regelstudienzeiten müssen maßgebend für die Ge­
staltung der Studienordnung sein . Sie müssen 
aber auch so flexibel sein, daß sie nicht die 
Möglichkeit nehmen, die Abschlußprüfung abzu­
legen. Weiterhin muß ihre Handhabung sozialge­
r echt sein. 

Die Unterwanderung der Hochschulen ourch extre­
mistische Hochschullehrer muß gestoppt werden. 
Die Universität darf kein rechtsf reier Raum für 
Verfassungsfeinde und Gewalttäter sein. 

Die Forschung darf nicht durch Überfüllung der 
Universität gelähmt werden. Für wissenschaftli · 
chen Nachwuchs müssen besondere Förderungspro­
gramme eingerichtet werden. 

Die CDU hält das von SPD und FDP favorisierte 
Losverfahren für völlig ungeeignet. Es gibt 
nichts Ungerechteres und Verantwortungsloseres, 
als das Los über Lebensschicksale entscheiden 
zu lassen. 

Deshalb setzen wir uns für ein leistungsbezogenes 
Zugangsverfahren zu den Hochschulen ein, das so ­
wohl das Abiturzeugnis als auch Tests und geeig­
nete Berufserfahrung berücksichtigt. Gerade ange­
sichts der langen Warteschlangen bedeutet jeder 
Studienplatz für seinen Inhaber auch eine hohe 
Verantwortung. Wer seinen Studienplatz zu Stör­
und Gewaltaktionen mißbraucht, verliert ihn zu­
gunsten eines Wartenden. 

JUGEND UND FAMILIE 

Das fünfte Rad am Wagen der Behörde für Schule, 
Jugend und Berufsbildung heißt im SPD/FDP-Senat 
Familien- und Jugendpolitik . Sie spielt ledig­
lich eine untergeordnete Rolle. 

Die CDU wird dafür sorgen , daß die Familie, daß 
unsere Kinder und Jugendlichen nicht länger 
Stiefkind der Hamburger Politik sind. 

ERZIEHUNG IN DER 
FAMILIE 

SELBSTÄNDIGKEIT 
DER FAMILIE ERHALTEN 

GLEICHBERECHTIGUNG DER 
FRAU VERWIRKLICHEN 
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Die Familie ist die erste und wichtigste Er­
ziehungsgemeinschaft für das Kind. Persönlich­
keitsentfaltung, Gemeinschaftsempfinden und 
die Vermittlung von Grundwerten hängen vor 
allem von der Erziehung in der Familie ab . Die 
Erziehung der Kinder ist ein natürliches Recht 
der Eltern, das nicht vorn Staat und der Gesell­
schaft eingeengt werden darf,,_.wi·e sozialistische 
Ideologen es fordern. 

Die CDU will die Selbständigkeit - auch der 
kinderreichen Familie - erhalten . Wir werden 
diesen Familien helfen und dafür Sorge tragen, 
daß die Bereitschaft von Eltern , Kinder zu ha­
ben und großzuziehen , nicht zu sozialem Abstieg 
führt. 

Deshalb ist es unser Zie l, auch die Hilfen für 
junge, insbesondere für Familien mit mehreren 
Kindern sowie für alleinstehende Elternteile 
zu verbessern. 

Die volle Gleichberechtigung der Frau ist immer 
noch eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe . 
Die Frau muß endlich den Platz erhalten, der 
ihre Gleichberechtigung sichert und zugleich 
ihren besonderen Lebenslauf berücksichtigt. 

Mann und Frau tragen gemeinsam Verantwortung 
und vereinbaren gleichberechtigt ihre Aufgaben 
in Familie, Beruf und Gese ll schaft . 

Die CDU wird die Voraussetzungen für diese Wahl­
freiheit schaffen . Die von de r CDU geforderte 
Partnerrente ist ein Schritt auf diesem Wege, 
der in allen gese llschaftlichen Bereichen, in 
der Bildungs-, der Wirtschafts-, Familien- und 
Sozialpolitik, abe r auch im Öffentlichen Dienst 
weitergegangen werden muß. 

Die CDU sieht folgende farnilienunterstützende 
Maßnahmen vor: 

Für die Entwicklung der Kinder ist es von 
großer Bedeutung, daß sich ein Elternteil 
ganz um seine Kinder kümmern kann. Es muß 
verhindert werden, daß Kinder in Heimen 
landen; daß sie psychische Schäden davon­
tragen oder gar in die Kriminalität abglei­
ten - nur weil sie ohne elterliche Zuwen­
dung aufwachsen. Eine materielle Hilfe soll 
möglichst vielen Kindern in ihrem ersten 
Lebensabschnitt die elterliche Erziehung 
erhalten . 



ELTERNBERATUNG 
VERBESSERN 

KINDERGÄRTEN 

PFLEGEKINDER 
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Die CDU wird sich daher beim Bund für ein Er­
ziehungsgeld einsetzen, das es einem Elternteil 
ermöglicht, in dieser Zeit auf Erwerbstätigkeit 
zu verzichten . 

Verstärkte Eltern- und Familienberatung und 
eine Ausweitung der Elternbildung, um Er­
ziehungsfähigkeit und Familienbewußtsein 
zu fördern . 

Hauptamtliche Erziehungsberatungsstellen 
müssen in ausreichender Zahl in allen Be­
zirken eingerichtet werden. Die langen War 
zeiten müssen abgebaut werden, damit dring. 
notwendige Hilfen geleistet werden können. 
Die Elterngruppenarbeit muß erweitert werden . 
Die Erziehungsberatungsstellen sind so auszu­
statten, daß eine Beratung und Behandlung 
Heranwachsender auch über 18 Jahre ermög­
licht wird. 

Zur Unterstützung der Familienerziehung wird die 
CDU in Zusammenarbeit mit den freien Trägern da­
rauf hinwirken, daß alle Drei- bis Fünfjährigen, 
deren Eltern dieses wünschen, einen Platz in ei­
nem Kindergarten finden können. Um pädagogisch 
sinnvoll arbeiten zu können, ist eine Verkleine­
rung der Gruppen anzustreben. 

Das Vorhaben von SPD und FDP, bereits die Fünf­
jährigen einzuschulen, lehnen wir ab, weil nach­
gewiesen wurde, daß die Förderung im Kindergarten 
für die Persönlichkeitsentwicklung des Kindes ge­
eigneter ist als ein weiteres vorgezogenes Grund­
schuljahr . 

Unsere besondere Hilfe und Sorge gilt den Kin6 
aus gestörten Familien, deren Eltern trotz unter­
stützende Maßnahmen zur Erziehung nicht in der 
Lage sind . Sie sollten möglichst Ersatzfamilie~ 
finden . 

Maßnahmen zur Ausweitung von Pflegefamilien und 
deren begleitende Beratung sind zu verstärken . 
Die Vermittlung von Adoptionen muß beschleunigt 
werden. 

Um den Familien behördliche Hilfen einheitlich 
und durchschaubar anbieten zu können, wird die 
CDU dafür sorgen, daß die Zersplitterung in der 
Arbeit der sozialen Dienste (Sozialarbeit/Sozial­
pädagogik) aufgegeben wird zugunsten einer fach­
lichen Zusammenfassung und verbesserter Arbeits­
bedingungen. 

KINDER- UND 
JUGENDHEIME 

JUGENDSCHUTZ 

SPIELPLÄTZE 

SPORT DIENT DER 
GESUNDHEIT 

DEN BREITENSPORT 
FÖRDERN 
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Lediglich für gefährdete, geschädigte oder 
verhaltensgestörte Kinder und Jugendliche sind 
Heime unentbehrlich. Ziel unserer Jugendpolitik 
ist es, diesen Kreis möglichst klein zu halten. 
Die erforderlichen Heime werden wir so aus­
statten, daß das Leben in ihnen der familiären 
Situation möglichst nahekommt . Es muß alles ge­
tan werden , um diesen benachteiligten Kindern 
und Jugendlichen, die keine starke Interessen­
vertretung haben, zu helfen. 

Die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die durch 
Drogen und Alkoholismus gefährdet oder von ih­
nen abhängig sind, hat in den letzten Jahren 
stark zugenommen . Die Maßnahmen des Senats in 
diesem Bereich sind un zureichend. 

Die CDU wird alles Erforderliche tun, um Ju­
gend-Alkoholismus und Drogenabhängigkeit wirk­
sam zu bekämpfen und den Betroffenen zu helfen. 

Jugendschutz bedeutet für uns insbesondere Be­
seitigung der Ursachen dieses Problems . Die 
vorbeugend e Arbeit der hier tätigen Verbände 
und Organisationen ist dabei eine große Hilfe 
und wird von uns unterstützt werden. 

Insbesondere werden wir auch die Arbeit in der 
ausserschulischen Jugendarbeit für verhaltens­
auf fällige Kinder und Jugendliche unterstützen 
und die Hilfen gerade für arbeitslose Jugend­
liche ve r stärken. 

Hamburg muß endlich ein Spielplatzgesetz schaf ­
fen, so wie es die CDU schon 1974 und 1976 in 
der Bürgerschaft eingebrach t hat . Es schafft 
eine rechtliche Grundlage, damit öde, l angwei­
lige und hygienisch unzulängliche Spielplätze 
modern und pädagogisch sinnvoll umgestaltet wer­
den und in den Wohngebieten eine ausreichende 
Zahl von Spielplätzen gebaut wird . 

Sport ist in seinen vielfältigen Erscheinungs­
formen aktive Gesundheitsvorsorge und ein wich­
tiger Bereich der sinnvollen Freizeitges t altung. 

Die bisherige Förderung des Breitensports und 
der Ausbau öffentlicher Sportstätten entspre­
chen in keiner Weise dem Bedarf der Hamburger 
Bürger . Sowohl im Schulsport als auch in der 
Unterstützung des Vereinssports hat der Hambur­
ger Senat versagt . 
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Der Verfall vieler staatlicher und vereinseige­
ner Sportstätten muß gestoppt werden . Die CDU 
wird daher Sportvereine und Sportverbände stär­
ker fördern und siebei der Erfüllung solcher 
Aufgaben unterstützen, die sie nicht aus eige­
ner Kraft bewältigen können. Dies gilt insbeson­
dere für eine Entlastung bei den Platzbetriebs­
kosten. 

Dazu ist es zur finanziellen Absicherung erfor­
derlich, daß Hamburg wie die anderen Nachbar­
länder endlich 50 Prozent aus den Überschüssen 
der Lotterie "Spiel 77" dem Sport zur Verfügung 
stellt. 

Die Sportstättenplanung muß besser koordiniert, 
der Sportstättenbau erweitert werden . Dazu ge­
hört auch, daß endlich ein langfristiges, be- · 
darfsgerechtes Programm für den Sportstättenbau 
unter Berücksichtigung der alten Kerngebiete und 
der neuen Stadtteile geschaffen wird. Die Übungs­
leiter haben für den Breitensport in Hamburg eine 
Schlüssel rolle. 

Der Sportunterricht muß in allen Schulformen, 
insbesondere auch in den berufsbildenden Schulen 
gefördert werden: durch den Bau funktionsgerech ­
ter Sportstätten, durch den Einsatz von ausrei­
chend vorgebildeten Sportlehrern sowie durch ei­
ne stärkere Berücksichtigung in der Lehrplange­
staltung , insbesondere um die zunehmenden Mängel 
in der Sportausbildung gerade in den Anfangs­
klassen zu beseitigen. 

AUSBAU UND SICHERUNG UNSERES DEMOKRATISCHEN 

RECHTSSTAATES 

Aufgabe des Staates ist es , die öffentliche Si ­
cherheit und den inneren Frieden zu gewährlei ­
sten . Freiheit und Entfaltungsmöglichkeiten je­
des einzelnen hängen davon ab, ob der Staat die ­
se Pflicht erfüllt . 

In der Regierungsverantwortung stehende Politiker 
von SPD und FDP weichen dieser Aufgabe zunehmend 
aus - eine bedrohliche E~twicklung : Sie ziehen 

SCHUTZ DES BÜRGERS 
VOR VERBRECHEN 

TERROR UND 
KRIMINALITÄT EINDÄMMEN 

!JCH KLEINERE UND 
MITTLERE STRAFTATEN 
VERFOLGEN 

BÜRGERNÄHE DER POLIZEI 
WIEDERHERSTELLEN 
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aus den Erfordernissen der inneren Sicherheit 
nicht die notwendigen Konsequenzen; sie verhin­
dern Gesetze, die der Polizei das rasche und 
wirksame Eingreifen erleichtern; sie verteidigen 
Bestimmungen, die der Justiz notwendige Instru­
mente zum Schutz der Gemeinschaft, zum Kampf 
gegen Gesetzesbrecher aus der Hand nehmen. 

In Hamburg haben die Gewaltverbrechen besorgnis­
erregend zugenommen. Gleichzeitig ist die Auf­
klärungsquote gesunken. Ein besonders ernstes 
Problem: die erhebliche Steigerung der Krimina­
lität von Kindern. 

Aber nicht nur in diesem Bereich hat Hamburg 
eine traurige Spitzenstellung erreicht. Hamburg 
hat auch die mit Abstand geringste Steigerung 
der Ausgaben für die Sicherheit der Bürger in 
allen Bundesländern zu verzeichnen. 

Durch die Zunahme von Gewalt und Terror wird die 
Freiheit des einzelnen schwerwiegend eingeengt. 
Unser Rechtsstaat gerät in Gefahr, wenn diese 
Probleme nicht gemeistert und die Sicherheit des 
Bürgers nicht garantiert werden können . 

In den letzten Jahren sind die Auf gaben der Po ­
lizei ständig gewachsen . Terror und Kriminali­
tät von Radikalen zwingen täglich zum Einsatz 
von mehreren Hundert Polizeibeamten im Perso­
nen- und Objektschutz. Trotz der Fülle dieser 
neuen Aufgaben hält Hamburg einen weiteren Re­
kord. Es hat im Vergleich zu anderen Bundes­
ländern mit weitem Abstand die niedrigste Stei­
gerungsrate an Polizeikräften der letzten Jahre . 

Kriminal- und Schutzpolizei sind hoffnungslos 
überlastet. Trotz enormer Überstundenleistungen 
ist die Kriminalpolizei personell kaum noch in 
der Lage, kleinere und mittlere Delikte zu ver­
folgen, geschweige denn aufzuklären. Der Leid­
tragende ist der Bürger. 

Durch die unzumutbare Überlastung und die stän­
digen organisatorischen Veränderungen ist die 
Stimmung unter den Polizeibeamten auf dem Null­
punkt angelangt. Der SPD/FDP-Senat steht den 
berechtigten Forderungen aller Polizeigewerk­
schaften und Personalräte hilflos gegenüber . 

Die Polizeireform hat im Bereich der Schutzpo­
lizei keinen einzigen weiteren Beamten auf die 
Straße gebracht . Das Gegenteil ist eingetreten: 



VERFASSUNGSSCHUTZ 
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Die Zentralisierung hat zu längeren Wegen für 
die Streifenwagen geführt, Bürgernähe und Milieu­
kenntnis der Polizei nehmen ständig ab. Vorbeu­
gende Verbrechensbekämpfung ist bei der derzeiti­
gen Personalmisere nicht mehr möglich. 

Die CDU fordert deshalb: 

unverzügliche Maßnahmen für eine drastische 
Personalverstärkung bei Kriminal- und Schutz­
polizei, damit Hamburgs Polizei wieder für 
Sicherheit un.d· Ordnung sorgen kann; 

Verbesserung der Nachwuchswerbung bei der 
Polizei; 

mehr Fußstreifen in allen Teilen unserer 
Stadt; 

Einsatz von Polizeiposten als Kontaktstellen, 
die für kleinere überschaubare Wohnbezirke 
zuständig sind; 

Sicherung von Bürgernähe und Milieukenntnis 
bei Schutz- und Krimianlpolizei; 

Maßnahmen zur Verbesserung der Zusammenar­
beit von Bürgern und Polizei; 

Verstä~kung der vorbeugenden Verbrechensbe­
kämpfung und der Jugendschutztrupps; 

Dezentralisierung der Kripo in Kriminalitäts­
schwerpunkten unserer Stadt; 

Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Poli­
zei und der Behörde für Jugend, Schule und 
Berufsbildung sowie der Sozialbehörde, damit 
die Maßnahmen gegen die Jugendkriminalität 
koordiniert werden können; 

Verstärkung der Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität. 

Terrorismus und Spionage sind immer besorgniser­
regendere Herausforderungen unserer Sicherheits­
organe. Aufgabe des Verfassungsschutzes ist es, 
die freiheitlich demokratische Grundordnung un­
seres Landes zu schützen. Für die Erfüllung die­
ser schwierigen Aufgabe verdienen die Mitarbeiter 
des Verfassungsschutzes unsere Anerkennung, unser 
Vertrauen und vor allem die notwendige Rechtssi­
cherheit. 

ARBEITSFÄHIGKEIT DER 
JUSTIZ VERBESSERN 
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SPD und FDP haben ein Gesetz über den Ver­
fassungsschutz verabschiedet, das die Leistungs­
fähigkeit der Sicherheitsorgane im Kampf gegen 
Spione und Terroristen ernsthaft beeinträchtigt. 
Die CDU hat dieses Vorhaben abgelehnt. Sie wird 
Terrorismus, politischen Radikalismus und Spio­
nage wirkungsvoller und entschiedener bekämpfen, 
als es bisher geschehen ist. 

Wir werden dafür Sorge tragen, daß der Hamburger 
Verfassungsschutz seine Aufgabe in Zukunft wir­
kungsvoller wahrnehmen kann. 

Durch die verfehlte Politik unfähiger Justizse­
natoren, durch jahrelange Versäumnisse und durch 
das Streichprogramm des Senats ist Hamburgs Justiz 
an den Rand ihrer Funktionsfähigkeit gebracht wor­
den. Sie kann nach dem Urteil höchster hamburgi~ 
scher Richter ihren Verfassungsauftrag nicht mehr 
voll erfüllen. 

Strafprozesse beginnen mit unvertretbaren 
Verspätungen. 

Beschuldigte müssen aus der Untersuchungshaft 
entlassen werden, weil ihnen innerhalb der ge­
setzlich vorgeschriebenen Frist der Prozeß 
nicht gemacht werden konnte. 

Bei den Zivil- und Arbeitsgerichten muß der 
Bürger manchmal viele Jahre auf sein Recht 
warten. 

Durch die Überlastung der Verwaltungs-, Sozi­
al- und Finanzgerichte ist der Bürger gegen­
über dem Staat fast schutzlos geworden . 

Um die Funktionsfähigkeit der Justiz wiederherzu­
stellen, wird die CDU eine Verkürzung der Prozeß­
dauer und eine schnellere Rechtsgewährung durch­
setzen durch: 

vereinfachte Gerichtsorganisation, 
Rationalisierung äer Gerichtsverwaltung, 
Entlastung der Richter und Staatsanwälte 
durch Hilfskräfte und durch den Einsatz 
technischer Hilfsmittel. 

Die CDU wird sich durch Intervention im Bundesrat 
für eine Vereinheitlichung des Verfahrensrechts 
für alle Zweige der Gerichtsbarkeit einsetzen, um 
die Prozesse zu beschleunigen und dadurch den 
Rechtsschutz für den Bürger zu erhöhen. 
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Die Sprache der Gesetze muß wieder klarer und 
für den Rechtsuchenden verständlich werden. 
Die Zahl der Gesetze und Verordnungen darf nicht 
mit der gleichen Schnelligkeit wie bisher wei­
terwuchern. Die verschiedenen Rechtsbereiche 
müssen überschaubarer, die Verfahren vereinfacht 
werden. 

Im Interesse größerer Gerechtigkeit und eines 
verbesserten Schutzes der Bevölkerung sind Straf­
täter beschleunigt anzuklagen . 

Für einseitige ideologische Experimente in der 
Juristenausbildung darf es keinen Platz geben. 

Die Situation des Strafvollzugs in Hamburg ist in 
erster Linie gekennzeichnet durch Konzeptionslo­
sigkeit und Personalmangel: eine Gefahr für die 
Allgemeinheit. Das Hamburger Strafvollzugswesen 
beherrschte in den letztenJahren die Schlagzeilen, 
Ausbrüche von Schwerverbrechern sowie Alkohol-
und Rauschgiftexzesse in den Zellen sind keine 
Seltenheit. 

Der SPD/FDP-Senat ist nicht in der Lage gewesen, 
das neue Strafvollzugsgesetz personell und da-
mit auch inhaltlich auszufüllen. Die CDU hat im­
mer wieder betont, daß das Ziel eines wirksamen 
Strafvollzugs nicht allein die Resozialisierung 
der Gefangenen sein darf, wie dies von der FDP/SPD 
vertreten wird, sondern daß auch die Sicherung der 
Allgemeinheit vor gefährlichen Straftätern berück­
sichtigt werden muß. Resozialisierung ist nur in 
sicheren Anstalten möglich. 

Die CDU wird einen sicheren und sinnvollen Straf­
vollzug durchsetzen. 

Sie fordert als Konsequenz des neuen Strafvollzugs­
gesetzes : 

Verstärkung der Sicherheit in den Strafanstal­
t en , um die Voraussetzungen für einen modernen 
Strafvollzug zu schaffen; 

intensivere Vorbereitung der Beamten auf ihre 
Aufgabe, Sicherheit und Resozialisierung zu 
gewährleisten; 

als Voraussetzung eines wirksamen Erziehungs ­
vollzuges e ine Einweisungsanstalt. Sie soll für 
jeden Gefangenen eine Prognose für dessen wei­
tere Entwicklung erstellen , damit die besserungs­
fähigen Straftäter von den nichtbesserungs fähi ­
gen getrennt werden können. 

DEN ÖFFENTLICHEN DIENST 
VOR VERFASSUNGSFEINDEN 
SCHÜTZEN 

LEISTUNGSFÄHIGE 
VERWALTUNG SICHERN 

KEINE PARTEIBUCH­
WIRTSCHAFT 
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Das Grundgesetz weist dem Öffentlichen Dienst 
eine besondere Aufgabe bei der Verwirklichung 
unserer freiheitlich demokratischen Rechts­
und Verfassungsordnung zu. 

Und wie sieht es in der Hansestadt aus? 
Die Zahl der Linksextremisten im Öffentlichen 
Dienst ist besorgniserregend gestiegen . Die 
SPD/FDP-Regierung weigert sich, Mitgliedern der 
DKP den Eintritt in den Staatsdienst zu ver­
wehren. Der bestimmende Einfluß kommunistischer 
Gruppen in der Gewerkschaft "Erziehung und Wissen­
schaft" zeigt deutlich, welche Ausmaße die links­
radikale Unterwanderung, insbesonder im Schul-
und Hochschulbereich, bereits erreicht hat. 

Eine CDU-Regierung wird dafür sorgen, daß in 
Hamburg nur solche Bewerber Zugang zum Öf fent­
lichen Dienst erhalten, an deren Verfassungstreue 
und Bereitschaft zum aktiven Eintreten für die 
freiheitlich demokratische Grundordnung keine 
Zweifel bestehen. Wer unser Grundgesetz bekämpft, 
wer einer Partei oder Organisation angehört, die 
unseren Staat bekämpft, ist ungeeignet für den 
Öffentlichen Dienst. Im Falle eines schon beste­
henden Dienstverhältnisses rechtfertigen diese 
Tatbestände die Einleitung disziplinarer Maßnah­
men und das Entfernen von Mitgliedern solcher Orga­
nisationen unter Wahrung der Grundsätze unseres 
Rechtsstaates aus dem Öffentlichen Dienst. 

Leistungen des Staates für den Bürger erfordern 
eine bürgernahe und wirkungsvoll arbeitende öffent ­
liche Verwaltung . Einstellung, Aufstieg und Aufga­
benzuweisung im Öffentlichen Dienst sind ausschließ­
lich nach Eignung und Leistung vorzunehmen. 

Die CDU wendet sich gegen Parteibuchwirtschaft, 
Ämterpatronage und Machtverfilzung. Die öffentliche 
Verwaltung muß unter dem Gesichtspunkt der Wirt­
schaftlichkeit organisiert und geführt werden. 
Dabei kommt einem kooperativen Führungsstil und der 
Delegation von Verantwortung große Bedeutung zu. 

Die CDU wird die entstandenen kostspieligen büro­
kratischen Wasserköpfe in aufgeblähten Stäben be­
seitigen. 

Die Reform des Öffentlichen Dienstes muß unter Wah­
rung der Grundsätze des Berufsbeamtentums endlich 
in Angriff genommen werden. Dabei geht es in erster 
Linie darum, Laufbahnsystem, Bezahlungssystem, Be­
wertung der zu erfüllenden Aufgaben und der persön­
lichen Leistung miteinander in Einklang zu bringen. 
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Der öffent l iche Arbeitgeber muß wieder zum Vor­
bild werden . Die Teilzeitarbeit - besonders auch 
in qual i fizierten Berufen - muß zu einer vollwer­
tigen Beschäftigungsart neben der Vollzeitarbeit 
werden . Frauen und Männern wird dadurch die Mög­
lichkeit geboten, Aufgaben in der Familie mit den 
ausserhäuslichen Berufsaufgaben zu verbinden. 

Die Aufgaben der Hamburger Verwaltung müssen kla­
rer gegliedert werden. Nur so kann die Bereitschaft 
der Bürger zur Mitwirkung und Mitgestaltung geför­
dert werden . Wir 'wollen den Bezirken ein Höchstmaß 
an eigenverantwortlicher demokratischer Selbstv 
waltung übertragen . Auch SPD und FDP sprechen v 
einer Bezir ksverwaltungsreform. Kurz vor der Bür­
gerschaftswahl haben sie nach langwierigem Geran­
gel endlich einen mangelhaften, völlig unzurei­
chenden Gesetzesentwurf vorgelegt. 

Die CDU dagegen hat bereits vor über zwei Jahren 
einen Gesetzesentwurf eingebracht, der die Rechte 
und Aufgaben der Bezirksverwaltungen sinnvoll ent­
wickelt. 

Wir treten ein für mehr Demokratie auf Bezirksebene. 
Künftig sollen den Bezirken Bezirksbürgermeister 
vorstehen, die nicht mehr wie bisher vom Senat be ­
stimmt, sondern von den Abgeordneten der Bezirks­
versammlung gewählt werden. Die Fachbehörden des 
Senats sollen von regionalen Aufgaben entlastet 
werden, die den Bezirken übertragen werden. 

Gleichzeitig wird die Möglichkeit des Senats, Ent ­
scheidungen an sich zu ziehen oder Weisungen zu er­
teilen, entscheidend eingeschränkt . 

Die Bezirksämter werden an der Aufstellung von 
Haushalts- und Finanzplänen, die ihre Aufgaben 
treffen, beteiligt . Die Bürgerschaft weist die 
tel den Bezirken direkt zu, um den Bezirken bei · 
der Verwendung der Mittel mehr Freiheit, Gestaltungs­
möglichkeit und Verantwortung zu geben . 

DER ÄLTERE MENSCH -
UNSER .MITBÜRGER 

EINRICHTUNG VON 
SOZIALSTATIONEN 
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SOZIALE GERECHTIGKEIT - DIENST AM MENSCHEN 

Die Sozialpolitik des "sozialdemokratisch/libe­
ralen" Senats ist unzureichend . Die Menschen ge­
raten immer mehr in die Mühlen der Bürokratie, 
die Lösung sozialer Probleme bleibt dabei auf 
der Strecke. 

Ziel unserer Sozialpolitik ist daher: die Stär­
kung der Eigenverantwortung und die Förderung 
privater Verantwortung für den Mitmenschen. 
Dabei wollen wir die Arbeit der freien Träger 
der Wohlfahrtsverbände, kirchlicher Organisati ­
onen und sonstiger Privatinitiativen vorrangig 
fördern. 

Der Anteil der älteren Mitbürger in der Hamburger 
Bevölkerung wächst von Jahr zu Jahr. Ziel unserer 
Politik für den älteren Menschen ist es: 

die Voraussetzungen für einen sinnerfüllten 
Lebensabschnitt zu sichern; 

der Gefahr menschlicher und gesellschaftli­
cher Isolierung zu begegnen; 

die Fortführung der eigenständigen Lebens­
weise zu ermöglichen. 

Was will die CDU tun? 

Wir werden Nachbarschaftshilfe und private Initia­
tive anregen und fördern. Wir werden insbesondere 
die Träger der freien Wohlfahrtspflege in ihrer 
Arbeit stärken, so u . a. bei 

der Errichtung von Alten-Tagesstätten, 

den zu verstärkenden Fahrdiensten für ältere 
Mitbürger, 

der Betreuung der Senioren innerhalb und außer­
halb auch der staatlichen Altenheime. 

Die CDU will: 

die Einrichtung von Sozialstationen (wie auch 
in anderen CDU- regierten Bundesländern, in de ­
nen Sozialbetreuung, Pflege und Betreuung ins­
besondere auch für alte Menschen in ihren Woh­
nungen geleistet wird, um ihnen den Umzug in 
ein Altenpflegeheim zu ersparen); 
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den Auf- und Ausbau eines Haushaltshilfepro­
grarrnns mit Mittagstisch, Pflege, Wasch- und 
Reinigungsdiensten . So können ältere Mitbür ­
ger so lange wie möglich eigenständig in ih­
ren vertrauten Wohnungen leben. 

Dabei sollen insbesondere Zivildienst Lei­
stende für diese Aufgaben mit herangezogen 
werden. 

die Einrichtung von altengerechten Wohnungen 
in der vertrauten Umgebung gewachsener Stadt­
teile, um der Isolation der älteren Mitbür~ 
entgegenzuwirken; 

die Alten- und Pflegeheime modernisieren und 
wohnlicher gestalten; 

die medizinische und pflegerische Betreuung 
verbessern; 

die Einführung verbilligter Seniorenkarten für 
öffentliche Verkehrsmittel, und zwar für alle 
Rentner, also auch für Frührentner; 

außerdem vergünstigte Freizeitprogramme zur Er ­
schließung des Kultur - und Freizeitangebots so­
wie die Ausweitung spezieller Angebote der 
Volkshochschulen und anderer Bildungseinrich­
tungen. 

Mit diesen Maßnahmen würde die Teilnahme der Rent­
ner und Frührentner am gesellschaftlichen Leben 
nachhaltig gefördert werden. 

Die geistig und körperlich Behinderten sind im 
besonderen Maße auf die Unterstützung durch ih 
Mitmenschen angewiesen. Private Einrichtungen u;d 
Initiativen sind besonders gut geeignet, diesen 
Mitbürgern zu einem integrierten Leben in der 
Gemeinschaft zu verhelfen. Ihre Arbeit ist daher 
zielstrebig zu stärken und durch Maßnahmen im 
öffentlichen Bereich zu unterstützen und zu er ­
leichtern. 

Das bedeutet für die CDU: 

Früherkennung von Behinderungen und die Ent­
wicklung entsprechender Behandlungsmethoden 
müssen intensiviert werden; 

Behandlungszentren für behinderte Kinder und 
Jugendliche müssen in unserer Stadt entstehen. 

FLÜCHTLINGE UND AUS­
SIEDLER - HAMBURGS 
NEUE BÜRGER 
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Schulische und berufsbildende Einrichtungen ~ 
speziell für die Belange von Behinderten ~ 
müssen verbessert, Werkstätten und Wohnheime 
für jugendliche und erwachsene Behinderte müssen 
ausgebaut werden . 

Die öffentlichen und privaten Arbeitgeber müssen 
ihre Beschäftigungspflicht gegenüber den Be~ 
hinderten voll erfüllen. 

Die Hamburger CDU setzt sich dafür ein, 

daß mehr bedarfsgerechte Wohnungen für Behin~ 
derte geschaffen, 

architektonische Hindernisse in der Bau- und 
Stadtplanung abgebaut, (dies gilt auch für den 
Bereich des öffentlichen Nahverkehrs) 

die Fahrdienste für Behinderte unter Beteili~ 
gung der freien Träger intensiviert und ver­
bessert werden. 

Die nach Hamburg korrnnenden Aussiedler können und 
dürfen von uns erwarten, daß wir ihnen bei der Ein­
gliederung in die neue Umgebung besonders helfen . 

Für die CDU ist dies eine Aufgabe von großer Dring­
lichkeit und Verantwortung . Unser Konzept sieht vor: 

Hilfen bei der Eingewöhnung in die neue Um­
gebung, 

intensivierte Sprachschulung der Kinder, der 
jugendlichen und besonders auch der erwachse­
nen Aussiedler, 

Hilfen zum Zurechtfinden in der Arbeitswelt, 

Unterstützung der freien Wohlfahrtsverbände 
und Organisationen, die sich der Betreuung 
und Eingliederung annehmen. 
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BEDARFSGERECHTE GESUNDHEITSPOLITIK 

Auch das Gesundheitswesen in unserer Stadt ist zum 
Experimentie r feld linker Ideologen geworden. Sie 
wollen auLKosten der freien Träger mehr staatli­
chen Einfluß auf unser Gesundheitswesen . 

Die verschiedenen Krankenhausbedarfspläne zeugen 
von der Hilflosigkeit und Konzeptlosigkeit des 
Senats. Eine Öffnung der Krankenhäuser für die 
allgemeine ambulante Behandlung betrachten wir 
als einen bedenklichen Schritt zur Verstaatlichun 
des Gesundheitswesens; als einen Schritt, der de. 
Patienten nur schaden würde. 

Die CDU wird sich allen ideologisch begründeten 
Versuchen zur Stärkll'!1g des staatlichen Einflusses 
im Krankenhauswesen energisch widersetzen. Sie 
bejaht auch im Gesundheitswesen die Eigenverant­
wortlichkeit. Ein von der CDU geführter Senat wird 
sich dafür einsetzen, daß sich der Staat im Gesund ­
heitswesen auf seine gesetzlichen Aufgaben beschränkt. 

Die CDU wird eine vernünftige Strukturverbesserung 
der bestehenden Krankenhäuser veranlassen . Die frei ­
gemeinnützigen Krankenhäuser müssen stärker ausge ­
baut werden und auch Zentralversorgungsaufgaben 
übernehmen·. 

Weiterhin fordert die CDU eine größere Uberschau­
barkeit der Kosten und Leistungen im Gesundheits­
wesen, um eine sinnvolle Kostendämpfung zu errei­
chen. Dazu muß die "zusammenarbeit zwischen nieder­
gelassenen Ärzten und den Krankenhäusern verbessert 
werden. 

Weitere Forderungen der CDU sind: 

eine an den bewährten gewachsenen Strukturen 
orientierte bedarfsgerechte Bettenplanung; 

eine intensivierte medizinische und pflegeri­
sche Betreuung; 

Nachsorge-Einrichtungen und Sozialstationen 
zur ambulanten Pflege; 

eine verbesserte Erstversorgung von Unfall­
patienten in Krankenhäusern; 

qualitative Verbesserungen der Psychiatrie; 

GESCHEITERTE 
WOHNUNGSBAUPOLITIK 
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ambulante Behandlung durch niedergelassene 
Ärzte und freie Arztwahl mit individueller 
Behandlung; 

die Erhaltung eines gegliederten Krankenver­
sicherungssystems und Ablehnung einer Ein­
heitsversicherung; 

Ausbau von Gemeinschaftspraxen, um Warte­
zeiten abzubauen und Kosten einzusparen 
(medizinisch-technische Zentren lehnt die 
CDU jedoch ab); 

Beibehaltung der ärztlichen Selbstverwal­
tung; 

weiterhin freie Krankenhauswahl; 

verbesserte Erforschung und intensivere Be­
kämpfung der wirtschaftlichen, sozialen und 
psychischen Ursachen von Krankheiten; 

Ausbau des Gesundheitsschutzes am Arbeits­
platz und im Wohnbereich; 

eine wirkungsvollere Gesundheitserziehung, 
vor allem in den Schulen. 

WOHNEN IN EINER MENSCHLICHEN STADT 

Das Wohnen in unserer Stadt muß attraktiver 
werden. 

SPD und FDP haben auch im Wohnungsbau ihr 
Versprechen gebrochen: Sie haben in den 
letzten Jahren 8.000 Sozialwohnungen weni­
ger gefördert, als seit 1974 zugesagt. 

In Hamburg entfallen nur 25 Prozent des 
öffentlich geförderten Wohnungsbaus auf 
den Bau von Eigenheimen oder Eigentums­
wohnungen . Wesentlich weniger als in den 
anderen Bundesländern. Immer mehr Bürger 
unserer Stadt verlassen Hamburg, um sich 
in Schleswig- Holstein oder Niedersachsen 
endlich den Wunsch nach einem Eigenheim zu 
erfüllen. SPD/FDP haben darauf keine Ant­
wort . 
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Durch unverantwortliche Gebührenerhöhungen 
des Senats sind die Mieten in Hamburg sprung­
haft gestiegen . So erhöhten SPD und FDP die 
Kosten seit 1974 : 

Sielbenutzung 
Wasser 
Müll 

+ 128 Prozent 
+ 48 Prozent 
+ 42 Prozent 

Die Folge dieser unsozialen Politik: 

Hamburg hat heute das höchste Mietenniveau in der 
Bundesrepublik. Auf die Wünsche vieler Bürger ur,•, 
Wohnungseigentum weiß der Senat keine Lösung. M. 
Wohnsilos auf der grünen Wiese, vielfach ohne die 
nötigen Zusatzeinrichtungen, konnte die Wohnungs­
not in Hamburg nicht beseitigt werden. Die Moder­
nisierung gewachsener Stadtteile wurde gleichzeitig 
vernachlässigt. 

Die Folge dieser Versäumnisse von SPD und FDP war 
und ist eine anhaltende Stadtflucht, eine Abwande­
rung Hamburger Bürger ins Umland. Seit 1970 ver­
lor die Hansestadt 100.000 Einwohner! Viele dieser 
Menschen arbeiten weiterhin an ihrem alten Arbeits­
platz, aber die Steuereinnahmen sind für Hamburg 
verloren. 

Voraussetzung für eine Steigerung des Wohnwertes 
unserer Stadt ist eine neue Stadtplanung. Sie darf 
sich nicht länger an den Interessen der großen 
Wohnungsbaugesellschaften orientieren, sondern 
muß die Bedürfnisse des Hamburger Bürgers berück­
sichtigen. 

Dazu gehört im einzelnen: 

Gewachsene Stadtteile müssen in ihrem Wohn­
wert erhalten werden. Wohnen, Arbeiten und 
Freizeit sollen dort in gleicher Weise mög­
lich sein. Neubaugebiete sollen von Anfang an 
menschenfreundlich geplant und gebaut werden. 

In Steilshoop, Mümmelmannsberg, Osdorfer Born 
und in anderen Mammutsiedlungen muß eine bau­
liche Auflockerung angestrebt werden . 

Für ältere Menschen, Behinderte und kinderrei­
che Familien sind ausreichende, bedarfsgerech­
te Wohnungen in verkehrsgünstiger Lage zu bau­
en, damit die lebensnotwendigen Kontakte zur 
Umwelt, damit Freundschaften nicht unterbrochen 
werden. 

FÜR MEHR SOZIALEN 
WOHNUNGSBAU 

ALTBAUSANIERUNG 

MEHR WOHNUNGSEIGENTUM 
FÜR UNSERE BÜRGER 
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Die Mieten im sozialen Wohnungsbau müssen für 
alle in Frage komnr~den Bevölkerungsschichten 
gerecht und angemessen sein. Daher muß das Förde­
rungssystem im sozialen Wohnungsbau so gestaltet 
werden, daß 

die im bisherigen Förderungssystem vorpro­
grammierten Mietsprünge nachhaltig vermin­
dert werden; 

die Förderung besser den sozialen Verhält­
nissen (z . B. bei kinderreichen Familien 
oder Behinderten) angepaßt wird; 

nur der f örderungswürdige Personenkreis 
Sozialwohnungen bewohnen kann; 

die großen Baugesellschaften weniger öffent­
liche Förderungsmittel erhalten - zugunsten 
der Mieter oder Eigenheimerwerber, die mehr 
Wohngeld bekommen sollten. 

Die Modernisierung und Sanierung des Hamburger 
Althausbestandes muß nach Ansicht der CDU g1eich­
berechtigt neben dem Wohnungsneubau stehen. 

Einzelinvestitionen zur Modernisierung und 
Erneuerung sollen Vorrang vor den Maßnahmen 
der großen Wohnungsbaugesellschaften haben. 

Durch steuerliche Anreize sollen der Sanierungs­
wille der Althaus-Eigentümer gefördert und 
gleichzeitig der Mietanstieg begrenzt werden. 

Bei der Sanierung muß sichergestellt werden, 
daß die Bewohner in ihren Quartieren wohnen 
bleiben können. 

Schwerpunkte der Stadtentwicklung müssen die 
rechtzeitige und ständige Erneuerung bestehen­
der Altbaugebiete und die Verbesserung der 
Strukturen in gewachsenen Stadtteilen - ins­
besondere am Stadtrand - sein. 

Die Beteiligung der Bürger an Maßnahmen der 
Stadterneuerung und Stadtplanung muß gewähr­
leistet werden. Freie Architekten sind an der 
Aufstellung von Bebau~ngsplänen zu beteiligen. 

Ziel der CDU-Politik ist es, breit gestreutes Pri~ 
vateigentum an Grund und Boden und an Wohngebäuden 
- auch für einkommensschwächere Teile der Bevölke­
rung - zu schaffen. Wohnungseigentum gewährleistet 
persönliche Unabhängigkeit und wirtschaftliche Si­
cherheit. Es verhindert die Abwanderung von Mit­
bürgern und sichert die Lebensfähigkeit unserer 
Stadt. 



KEIN KULTURKONFETTI 

KULTURELLE 
VIELFALT FÖRDERN 
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Dafür ist erforderlich: 

die schnelle Erschließung und Aufteilung 
städtischer Grundstücke, 

Orientierung der Verkehrspreise für stadt­
eigene Grundstücke an der unteren Grenze des 
Verkehrswertes, 

Verkauf stadteigener Wohnungen an die bis­
herigen Mieter zu fairen Bedingungen. 

Eine Ankurbelung und Verstetigung der Baukonjunk­
tur erfordert, daß die Hunderte von Millionen b 
willigter, aber nicht ausgegebener Baufinanzier. ;­
mittel durch erheblich flüssigere Planung und Durch­
führung öffentlicher Baumaßnahmen wesentlich schnel­
ler als bisher in der Bauwirtschaft zum Einsatz · 
kolillllen. Beschleunigung der Bebauungsplan- und Bau­
genehmigungsverfahren tragen ebenso zur Ankurbelung 
der Bauwirtschaft bei. 

KULTURELLE VIELFALT FUR UNSERE STADT 

Die Kulturpolitik des Senats war in den letzten 
Jahren durch politisch einseitig ausgerichtete 
Showveranstaltungen geprägt. Sie dienten weniger 
dem Bürger, sondern in erster Linie der durch­
sichtigen Effekthascherei der politisch Verant­
wortlichen. 

Statt die vorhandenen kulturellen Einrichtungen 
wirksam zu stärken und ihre Vielfalt zu erhalte 
wurde Steuergeld für "Kulturkonfetti" vergeudet. 

Staatliche Kulturpolitik hat jedoch nach Uber­
zeugung der CDU die Verpflichtung, den Dialog 
und die Auseinandersetzung zwischen verschiede­
nen geistigen Strömungen in der Kunst zu fördern. 
Alle Versuche, bestilillllte Richtungen in der Kunst 
aus politischen und ideologischen Gründen zu be­
vorzugen, lehnt die CDU ab. Sie tritt insbeson­
dere dafür ein, daß verfassun.g.~feil}!iliche Agita­
tion, die unter dem Deckmantel der Kunst erfolgt, 
nicht mit Steuergeldern gefördert wird. 

KULTUR FUR ALLE BURGER 

THEATER 

MUSEEN 

SIKLEBEN 

DENKMALSPFLEGE 
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Kultur muß allen Bürgern erschlossen werden 
und ihnen aktive Teilnahme ermöglichen. Des­
halb treten wir für eine stärkere Förderung 
musischer Begabungen, Neigungen und Fähigkei­
ten in schulischen und außerschulischen Einrich~ 
tungen ein. 

Die großen Hamburger Staatstheater werden auch 
in Zukunft ein Schwerpunkt staatlicher Kultur~ 
förderung sein. 

Die hervorragenden Hamburger Privattheater 
müssen jedoch stärker als bisher an der För­
derung beteiligt werden. 

Vielfalt und Ausgewogenheit der Spielpläne 
und sparsame Wirtschaftsführung müssen sicher­
gestellt sein. 

Der kulturellen Bedeutung der sechs großen 
Museen Hamburgs wird durch die Kulturpolitik 
des Senats nicht genügend Rechnung getragen. 
Die CDU wird ihre materielle Ausstattung zu 
Lasten spektakulärer Kulturveranstaltungen ver­
bessern, um ihre große Salilllllungstradition fort ­
zuführen. Eine moderne Präsentation und Öffent­
lichkeitsarbeit soll ihre Schätze dann allen 
Kreisen ·der Bevölkerung zugänglich machen. 
Dies bedeutet auch, daß Berufstätige Gelegenheit 
haben müssen, unsere Museen abends zu besuchen. 

Durch angemessene pädagogische Betreuung der Be­
sucher wird die CDU dafür sorgen, daß in den 
Museen das Verständnis für unsere geschichtli­
chen Werte vermittelt wird, 

Die pädagogische Bedeutung der musikalischen Be~ 
tätigung für Kinder und Jugendliche wird vom 
Senat seit langem nicht erkannt, Deshalb muß der 
Numerus clausus in der Jugendmusikschule abgebaut 
werden. 

Hamburgs Kontorhäuser, Landhäuser und Bürgerhäuser 
sind Kulturbauten, um die uns viele Städte beneiden. 
Der Bürgersinn der Hamburger hat bereits durch die 
private Restaurierung zum Erhalt vieler kulturhi­
storisch wertvoller Bauten beigetragen. 

Die CDU wird die Erhaltung und Restaurierung der 
noch gefährdeten Bauwerke systematisch unterstützen. 



DER NDR MUSS 
ÜBERPARTEILICH SEIN 
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Zur Pflege des Stadtbildes gehört auch die Kunst 
bei modernen Bauvorhaben. Durch sie wird der ge­
samten Bevölkerung die Chance gegeben, neben dem 
historisch Gewachsenen auch die Kunst unserer Zeit 
auf den Plätzen und Straßen zu erleben. Bei der 
Auswahl dieser Kunstwerke soll die Bevölkerung mit­
entscheiden können. 

Die oft politisch einseitig linksorientierten 
Programminhalte des Norddeutschen Rundfunks wer­
den von der Hamburger CDU mit wachsender Sorge 
beoba.chtet. Diese Einseitigkeit verletzt den 
Programmauftrag und die Programrngrundsätze der 
öffentlich-rechtlichen Anstalt, die nicht ein­
seitig einer politischen Richtung verpflichtet 
sein darf. 

Wenn der NDR weiter gegen die Pflicht verstößt, 
Unparteilichkeit, Wahrheitstreue und Objektivi­
tät zu gewährleisten, muß ein neuer Staatsver­
trag über den Norddeutschen Rundfunk abge­
schlossen werden. 

VERKEHRSPOLITIK FÜR DIE ZUKUNFT 

. Hamburg braucht eine bessere Koordinierung von 
Auto- und Schnellbahnverkehr, eine spürbare Ent­
lastung der Wohnstraßen und eine Verbesserung 
des Ringstraßensystems. 

Verstopfte Ausfallstraßen, Verschlechterung des 
Schnellbahnservices trotz Tariferhöhungen, Still­
legung der Straßenbahnen ohne Schnellbahnersatz 
sind nur einige Beispiele für den Mißerfolg, der 
vom Senat betriebenen Verkehrspolitik. 

Die einseitige Begünstigung des öffentlichen Nah­
verkehrs und die Autofeindlichkeit des SPD/FDP­
Senats beeinträchtigen die Freiheit des einzelnen. 
Der Abbau von Parkplätzen in der Innenstadt und 
in Vorstandtzentren ist ein Beispiel dafür. Imrner 
mehr Bürger bevorzugen es, ihr Auto zu benutzen, 
sowohl zum Einkauf als auch auf dem Wege zum 
Arbeitsplatz. Die Verkehrspolitik des Senats gibt 
darauf keine Antwort. 

Imrner noch warten wir auf die verkehrspolitischen 
Vorstellungen des Senats auf der Grundlage des von 
der CDU seit Jahren geforderten Generalverkehrs­
planes. 

KREUZUNGSFREIER 
SCHNELL VERKEHR 

BESTEHENDES STRASSENNETZ 
ERHALTEN UND VERBESSERN 
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Das Konzept der CDU: 

Schnellstraßen sollen nur entstehen, wenn 

sie Wohngebiete vom Autoverkehr entlasten; 

sie keine unzumutbaren Belästigungen für 
größere Bevölkerungsteile mit sich bringen; 

sich ihre Kosten für Hamburg in vertretbaren 
Grenzen halten. 

Deshalb treten wir für den Bau der Umgehung Lan­
genhorn als Teil der Osttangente ein . 

Priorität hat der Nordteil im Anschluß an die 
Kieler Autobahn bis zum Jahnring, um den totalen 
Zusannnenbruch des Verkehrs in den Straßenzügen 
Langenhorner Chaussee und Kollaustraße zu ver­
meiden. 

Unsere weiteren Ziele für den Straßenbau: 

Die Erschließung des Süder-Elbe-Raums von 
Georgswerder bis Waltershof hat größere 
Priorität als ein dritter Elbtunnel. 
Daher sollte wegen der Dringlichkeit der 
Erschließung des Hafen- und Industriegebie­
tes der Bau der Hafenlandstraße (südliche 
Querspange) bald in Angriff genommen werden . 

Die Kollaustraßen-Verbindung (nördliche 
Querspange) ist zur Bewältigung des Quer­
verkehrs zur westlichen Umgehung mittel­
fristig notwendig. 

Zur reibungslosen Abwicklung des innerstädtischen 
Berufs- und Wirtschaftsverkehrs ist die Vervoll­
ständigung des Ringstraßenkonzeptes mit kreuzungs­
freien Ausbauten notwendig. 

Die Substanzerhaltung des vorhandenen Straßen­
netzes gewinnt zunehmend an Bedeutung. Straßen­
verfall ist Verfall öffentlichen Vermögens und be­
deutet Abbau der Verkehrssicherheit . 

Die CDU wird sich daher verstärkt für die Erhal­
tung des bestehenden Straßennetzes einsetzen . Beim 
Ausbau von Straßen sind lärnnnindernde Beläge zu 
verwenden, um den regionalen Wohnwert zu bessern. 



PARKPLÄTZE 

FUSSGÄNGER UND 
ÖFFENTLICHER VERKEHR 

ATTRAKTIVER NAHVERKEHR 
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Das Park-and-Ride-System hat sich bewährt. 
Deshalb spricht sich die CDU für den Ausbau 
dieses Systems zur weiteren Entlastung der 
Innenstadt durch den Berufsverkehr aus. Sie 
unterstützt den Ausbau der vorhandenen und 
die Einrichtung neuer Parkplätze an dafür ge­
eigneten Schnell- und U-Bahn-Haltestellen in 
den Außenbezirken. 

Fußgänger müssen besser und mit mehr Sicher­
heit als bisher ihre Stadt erleben können. 

Dazu dienen: 

Fußgängerzonen in der City und in den regi­
onalen Zentren, soweit dadurch die Attrak­
tivität und Belebung erhöht werden kann, 
ohne daß eine vollständige Verdrängung des 
Kraftfahrzeugverkehrs stattfindet . 

Parkplätze an ihren Randbereichen und enge 
Anbindung an öffentliche Verkehrsmittel. 
Sie müssen gewährleistet sein, damit Ein­
kaufszentren ausreichend frequentiert 
werden; 

weitere Bedarfsampeln, insbesondere vor 
Schulen, Altenheimen, Krankenhäusern; 

der Ausbau von verkehrsberuhigten Zonen und 
Wohnstraßen. 

Die Leistungen des Hamburger Verkehrsverbundes 
werden unter Einsatz des Betriebsmonopols gegen­
wärtig auf ein Minimum beschränkt. 

die City-S-Bahn wurde in den Abendstunden 
stillgelegt; 

Straßenbahnlinien werden ohne Schnellbahn­
ersatz eingestellt; 

der Betriebsschluß der S-Bahn wurde ab Mitte 
1977 um 20 Minuten vorverlegt, an Wochen­
enden sogar um 40 Minuten; 

außerdem wurden laufend die Fahrpreise erhöht. 

Diese unsoziale Nahverkehrspolitik, die eindeutig 
zu Lasten der schlechter verdienenden Mitbürger 
geht, lehnt die CDU ab . Nahverkehrspolitik bei der 
CDU bedeutet: 

UMWELTSCHUTZ 

SCHUTZ VOR LUFTVER­
SCHMUTZUNG UND 
LÄRMBELÄSTIGUNG 
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Keine Kosteneinsparung auf dem Rücken der 
Fahrgäste durch Abbau des Angebots, sondern 
Service-Verbesserung durch mehr Wirtschaftlich­
keit und mehr Rationalisierung. 

Das Versprechen des SPD/FDP-Senats, ein umfang­
reiches Neu- und Ausbauprogramm im Nahverkehr 
durchzuführen, ist an der weitgehend selbstver­
schuldeten Haushaltsmisere gescheitert. 

Wir setzen uns für folgende Maßnahmen ein: 

zügiger Ausbau der begonnenen Schnellbahn­
strecken wie der Harburg-Linie und der 
City-S-Bahn; 

Verlängerung der U-Bahn nach Niendorf/ 
Schnelsen; 

Verlängerung der U-Bahn nach Mümmelmanns­
berg; 

keine Stillegung der Straßenbahnlinie 2 
nach Niendorf/Schnelsen bis zur Inbetrieb­
nahme der neuen U-Bahn-Linie. 

Verbesserung des Informationssystems für 
den Autobusverkehr. 

Alle Maßnahmen sind darauf gerichtet, die Attrak­
tivität uhd die Wirtschaftlichkeit des öffentli­
chen Nahverkehrs wiederherzustellen. Unvoreinge­
nommen und ohne ideologische Scheuklappen muß 
untersucht werden, ob das Verkehrsangebot des Ham­
burger Verkehrsverbundes durch den Einsatz von 
Taxen zum Nahverkehrstarif in den Abend- und 
Nachtstunden verbessert werden kann. 

Die fortschreitende Industriealisierung und Tech­
nisierung unseres Landes darf nicht zu einem Raub­
bau an der natürlichen Umwelt führen und die Ge­
sundheit künftiger Generationen bedrohen. Das Aus­
maß der verschiedenen Umweltbelastungen in einem 
Ballungsraum wie Hamburg zwingt zu rechtzeitiger 
Vorsorge, aber auch zu einer besseren Koordinie­
rung aller Maßnahmen und zu stärkerer überregio­
naler Zusammenarbeit. 

Eines der Hauptprobleme für Großstädte wie Ham-
burg ist die Luftverschmutzung durch Gewerbebe­
triebe, Heizungsanlagen und Kraftfahrzeuge. Da­
rüber hinaus werden die Bürger durch Lärm (Haupt­
verkehrswege, Flugverkehr, Baulärm und Industrie­
betriebe) belästigt, der ihre Gesundheit beeinträch­
tigt . 



ABFALLBESEITIGUNG 
UND WIEDERVERWENDUNG 

STAATSFINANZEN SANIEREN 

AKTIVIERUNG DES 
STAATSVERMÖGENS -
STATT STEUERERHÖHUNGEN 
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Die CDU wird sich daher für Anwendung und Aus­
nutzung des technischen Fortschritts (insbesondere 
bei der Abgasreinigung) einsetzen. Sie wird lärm­
intensive Betriebe stärker überwachen, die Lärm­
schutzzonen erweitern und diese Uberlegungen bei 
allen städtebaulichen Maßnahmen stärker berücksich­
tigen, als der Senat es bisher getan hat. 

Wer Luftverschmutzung oder Lärmbelästigung außer ..-. 
halb der zulässigen Höchstwerte verursacht, muß 
zur Beseitigung dieser Umweltbelastung herange­
zogen werden . 

Die CDU wendet sich gegen eine weitere Verschwen­
dung von wichtigen und wiederverwendbaren Roh-· 
stoffen. 

Daher sind wir gegen den Bau weiterer Müllver­
brennungsanlagen, in denen unsere immer knapper 
werdenden Rohstoffe vernichtet werden. 

Die CDU wird Mülldeponien und Müllbeseitigungs­
anlagen nur noch fördern, wenn Wiederverwertungs­
verfahren zur besseren Nutzung unserer Abfälle 
angewendet werden. 

SOLIDE ÖFFENTLICHE FINANZEN 

Ziel unserer Finanzpolitik ist es, zu soliden 
Finanzierungsformen zurückzukehren, die finanzi­
elle Handlungsfähigkeit wi ederhe rzustellen. Nur 
auf der Grundlage gesunder und geordneter Staats­
finanzen kann eine Politik betrieben werden, die 
an den Interessen und Bedürfnissen der Bürger 
orientiert ist . 

Jetzt muß endlich die Umkehr erfolgen -
nachdem SPD und FDP durch immer neue Steuern 
und Abgaben die Grenz e dessen üb e rschritten 
haben, was den Bürgern zugemutet werden kann. 

Die CDU wendet sich gegen das erklärte Ziel der 
Hamburger SPD, den Staa tsanteil am Volkse inkom­
men weiter auszudehnen. Solange der Staat über­
flüssiges Vermögen besitzt, das aus Steuergel­
dern angehäuft worden ist, wird die CDU keine 
Steuern erhöhen, sondern das öffentliche Ver­
mögen für die Wahrnehmung wichtiger staatlicher 
Auf gaben einsetzen. 

EIGENTUMSBILDUNG 
STATT STAATSVERMÖGEN 

IDEOLOGISCHE AUSGABEN 
STREICHEN 

BÜROKRATIE ABBAUEN 

STAATLICHE DIENST­
LEISTUNGEN PRIVATISIEREN 
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Unsere Alt e rna tive he ißt: 

Entstaatlichung und Verzicht auf politisch­
ideologisch beding t e Ma ßna hmen. 

Im e inzelnen : 

Auf Wuns ch soll en Wohnungen und Re ihen­
häus e r aus s t aa tl ichen Bes it z an die bis ­
he rigen Mie t e r verkau f t we r den, und zwa r 
zu f a iren Bedingun gen . Das fö rd e rt d i e 
Eigentumsbildung und mobi l i s i ert zusä t z l iche 
Finanzmittel f ür die Fort f ührun g des sozia ­
l en Wohnung sba us und di e Mode rn is i e rung von 
Altbauwohnungen . 

Schluß mit Hambur gs Su bvent ionen an die 
rot e Universit ä t Bremen. Dies spart dem 
Steue rzahl e r j ährli ch 3 Millionen DM. 

Stre ichung de r Pr ivil eg i en de r Gesamt schule 
im Verhä ltnis zu den anderen Hambur ge r Schu­
l en (in persone lle r und sachli cher Hinsich t ). 
Dies s part mindes t ens 15 Mi llionen DM im J ah r 
- zusätzliche Finanzmitt e l f ür e ine Ve rbesse­
rung des Schulal ltags . 

Durch Eins parungen an de r Spit ze de r Ve r­
wa ltungen, be i den Planungss t äben und Presse­
ref e r ent en können mehre r e Millionen Ma r k ein­
gespa rt werden; ebens o be i de r unn ötigen und 
täuschend en Eigenwerbun g des Sena t s . 

Wir werden all e vorn Staat wahr genommenen Auf ­
gaben darauf übe rprüf en, ob s i e nicht ebenso 
gut oder soga r wirt schaf tlic he r von privaten 
Trägern wahrgenommen we rd en könn en. So wer den 
wir be ispielswe i se di e s t aa tli che Gebäuderei ­
nigung und die Wäs che r e i en in den Kr ankenh äu­
se rn zum überwiegend en Te il priva ti sie r en . 
Dabe i wird es keine Entlass ungen der derze i t 
Beschäf tig ten ge ben; es wird l ediglich d ie 
na türliche Fluktua tion ausgenut z t. 

Bei der HEW und de r Land es bank tre t en wi r f ür 
e ine Begrenzung des Staa t san t e il s auf 51 Pr o­
zent e in. Die so mobili siert en Ve rmögenswer t e 
von ca . 500 Millionen werd en wir vorrangi g f ür 
di e Siche rung der Hamburge r Ar be it s plä t ze e in­
se t zen. 



INDUSTRIEANSIEDLUNG 
VERSTÄRKEN 
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Die Privatisierung des Hamburger Schlacht­
hofes wird die Abdeckung des jährlichen Defi­
zits in Millionenhöhe aus Steuermitteln über­
flüssig machen. 

Die Ausgliederung der Müllabfuhr aus der un­
mittelbaren staatlichen Verwaltung in eine 
selbständige Betriebseinheit vermeidet über­
flüssige Gebührenerhöhungen. Dasselbe trifft 
auch auf die staatliche Kfz - Reparatur zu . 

Ein CDU- geführter Senat wird sich im Bund für eine 
ergebnisneutrale Steuerreform einsetzen, die die 
arbeitsplatzfeindliche Lohnsummensteuer sowie 
Gewerbesteuer abbaut. 

Die CDU setzt sich vor allem dafür ein , durch ein 
vertrauensvolleres Wirtschafts- und Ansiedlungs­
klima in Hamburg mehr Industrie und Gewerbebetriebe 
in Hamburg anzusiedeln. Auf diese Weise will sie 
dafür sorgen , daß die Hamburger Steuereinnahmen 
wieder kräftiger wachsen und genügend Arbeitsplätze 
zur Verfügung stehen . 

Die CDU wird mit diesen Maßnahmen nicht nur das 
Fundament für die Verwirklichung ihrer politi­
schen Forderung stellen, sondern auch dafür sor­
gen, daß die hohen staatlichen Schulden abgebaut 
werden . Bereits heute entfallen auf jede 4-köpfige 
Hamburger Familie 20.000,-- DM Staatsschulden . 

Unser Programm steht auf solidem finanziellen 
Fundament, weil es auf ideologische Tabus und 
politische Besitzstände keine Rücksicht nimmt . 

Unser Programm mobilisiert die nötigen Finanzmittel 
für alle angekündigten Verbesserungen , ohne den 
Bürger durch Steuererhöhungen zur Kasse zu bit n. 

CHRISTLICH-DEMOKRATISCHE UNION 
Landesverband Hamburg e . V. 

2000 Hamburg 60, Leinpfad 74 
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